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Uon unserer Zeiten Schande .
Das wahre Geficht .

Der Reichstag hat am 22 . Februar den

Antrag der Unabhängigen Sozialdemokratie , den

Genossen D i t t m a n n zur Ausübung seines par -

lamentarischen Mandats aus der Haft zu entlassen ,
abgelehnt . Die Verhandlung gab den Regierung ? -
Vertretern wie sämtlichen bürgerlichen Parteien
Anlaft , alle Zornesregister über die letzte Streik -

bewcgung der Arbeiterschaft aufzuziehen . Um so
herzlicher war die Anerkennung , die der Staats -

sekretär des Innern , Herr Wallraf , der P o l i z e i

zollte , und die bürgerlichen Redner stimmten in

dieses Loblied wacker mit ein . Herrn Wallraf
wurden bei seinem Amtsantritt auch von regie -
rungssozialiftischer Seite Rosen auf den Weg ge -

streut . Man erwartete von diesem ehemaligen
Oberbürgermeister so etwas wie eine liberale und

soziale Äera . Aber er hat nur bewiesen , daß er

sich sehr schnell und gut in der Berliner Polizei -
luft akklimatisieren konnte . Die bürgerliche
Reichstagsmehrheit , diese mutigen Volksvertreter ,
die sich, so oft es nur ging , um ein Eingreifen in

die wichtigsten Fragen herumdrückten , hat gezeigt ,
daß sie in einem Ausnahmefall energisch sein kann :

wenn es nämlich der Arbeiterschaft die Faust zu

zeigen gilt . Denn jede selbständige und kraftvolle

Betätigung der Arbeiter für ihre politische Ueber -

zeugung ist jedem bürgerlichen Parlamentarier
ein Greuel , mag er zur konservativen oder Zen -
trums - Reaktion schwören oder als liberale Bezirks -
vereinsgrösie für „ Demokratisierung " und „ Reu -

orientierung " schwärmen . Es ist aber gut , daß
diese Volksvertretung ihr wahres , arbeiterfeind -
liches Gesicht gezeigt hat , dadurch werden die bürg -
friedlichen Illusionen , die noch in den Köpfen

mancher Arbeiter spukten , gründlich davongeweht .
Und je klarer und schärfer diese „ Volksvertretung "
die in ihr vorhandenen Klassengegensätze offen -
bart , desto besser ist das für die Arbeiter , denn sie

sehen daraus , daß all das Gerede von einem „ einig
Volk von Brüdern " eitel Dunst ist , und dasi ihre

proletarischen Jnteresien nur durch eine selbstän -
dige . zielklare sozialistische Politik verfochten wer -

den können .

Tatsächlich waren die staatsrechtlichen Dekla -

rationen , die gegen die Haftentlassung des Ee -

nassen Dittmann ins Feld geführt wurden , die

juristisch - parlamentarische Phraseologie des

Klassenkampfes der Bourgeoisie gegen das Prole -
tariat . Denn wenn es den Herren ernst wäre mit

ihren schönen Worten über „ Demokratisierung "
und „ Parlamentarisierung " , so hätten sie die

Macht gehabt , die Rechte des Reichstags durch

weitherzige Interpretation des § 21 der Reichs -
Verfassung zu erweitern und den Abgeordneten ,
die wie Genosse Dittmann Opfer ihrer politischen
Ueberzeugung werden , die Ausübung ihres Man -

dats zu sichern . Aber die bürgerliche Liebe zur
Demokratie hört sofort auf , wenn sie sehen muß ,
daß das Proletariat von dieser Demokratie Vor -

teil haben könnte . Darum klammern wir uns

auch nicht , wie es die Regierungssozialisten tun .

an die brüchigen Ideen von der bllrgerlich - libe -
ralen Demokratie , sondern stellen ihnen die Ideen
der proletarisch - sozialistischen Demokratie entgegen ,
die allerdings nicht durch Kompromisseln mit der

bürgerlichen Welt und Anpassung an die „objek -
tiven Tatsachen " des kapitalistischen Klassenstaates ,
sondern nur im entschiedenen Klassenkampfe gegen

diese Faktoren verwirklicht werden können .

Die bürgerlichen Reichstagsparteien haben
durch ihr Verhalten am 22 . Februar dargetan , daß

sie an der Aschenbrödelrolle , die der Reichstag Im

deutschen Versassungsleben spielt , nichts ändern

wollen , und daß all den schönen Worten , die in

dem famosen Verfassungsausschuß gesprochen wur -

den , wenn es . gilt , keine Taten folgen . Die Ar -

beiterschaft muß sich schon an den Gedanken ge -

wöhnen , daß sie eine gründliche Verfassungsreform ,
die den proletarischen Interessen , d. h. den Inter -
essen von neun Zehnteln des mit Hand und Kopf
arbeitenden deutschen Volkes gerecht wird , aus

eigener Kraft durchzuführen hat .
So sehr uns die Haftentlassung des Genossen

Dittmann und die Nutzbarmachung seiner wert -

vollen Arbeitskraft für die parlamentarischen Ee -

schäfte erwünscht sein mußte , so liegt doch die Be -

deutung der Reichstagsverhandlungen vom 22 . Fe -
bruar für uns nicht so sehr in dieser Personenfrage
als vielmehr darin , daß sie ' Regierulrg und Vür -

gertum dazu zwang , ihre Stellung zu der Arbeiter -

klasse zu demaskieren . Eine natürliche Begleit -
erscheinung dieses Vorganges war , daß der Reichs -

tag seinen Willen zur Ohnmacht auch noch dadurch
kundgab , daß er in einer Geschäftsordnungsdebatte
die Redner unserer Partei mundtot zu machen
suchte . Die Genossen H a a s e und H e r z f e l d

haben aber den Versuch , das Streikthema von der

parlamentarischen Erörterung abzusetzen und das

Walten der Militärdiktatur , der Kriegsgerichte
und der Polizei der Reichstagskritik zu entziehen ,
zu Wasser gemacht .

Der Regierungssozialismus hat für die Haft -
cntlassung Dittmanns gestimmt : sei�fsiedner , Herr
Ebert , hat sogar starke Worte gegew . , ) errn Wall -

raf gesprochen . Aber der Regierungssozialismus
steht in einem engen Bundesverhältnis zu den

bürgerlichen Parteien . Die Regierungssozialisten
reden auch viel von dem „ Einfluß " , den ihre Partei
durch ihre Politik auf Regierung und bürgerliche
Parteien erlangt habe . Besonders im Wahl -
kämpfe in Niederbarnim wird viel mit

diesem „ Einfluß " renommiert . Wo war aber

dieser „ Einfluß " am 22 . Februar ? Konnten die

Regierungssozialisten nicht zu ihren bürgerlichen
Blockfreunden sagen : „ An der Person Dittmanns

ist uns nicht allzuviel gelegen , es handelt sich aber

in diesem Falle um ein wichtiges parlamen -
tarisches Recht , um einen Teil jener Demokratie ,
für die wir gemeinsam eintreten . Wir erwarten

von Euch , daß Ihr mit uns die Gelegenheit wahr -
nehmt , den Parlamentarismus zu stärken . Tut

Ihr das nicht , dann zeigt Ihr , daß es mit Eurem

demokratischen Eifer nicht weit her ist , wir müssen

daher auf Eure Gesellschaft verzichten . " Aber

nichts von alledem geschah . Zentrum , Fortschritt -
ler , Nationalliberale pfiffen auf den „ Einfluß "
ihrer regierungssozialistischen Vundesbrüder und

stimmten Arm in Arm mit den Konservativen den

Antrag der Unabhängigen Sozialdemokratie
nieder . Der Regierungssozialismus klammert sich
aber nach wie vor an die Rockschöße der bürger -
iichen Parteien . Ja , er gibt ihnen himmlisch gute
Worte , daß er bei ihnen bleiben darf Eine Zeit -
lang nämlich schmollten die bürgerlichen Parteien
mit dem Regierungssozialismus , weil er , um

seinen Kredit bei den Arbeitern nicht ganz zu ver -

lieren . sich in die Streikbewegung gemischt hatte .
In einer ganzen Anzahl von „ interfraktionellen
Besprechungen " haben die Bürgerlichen den Regie -
rungssozialisten den Kopf gewaschen . Aber nach
der bürgerlichen Presse — der „ V o r w ä r t s "

erzählt seinen Arbeiterlesern wohlweislich von

diesen Geschichten nichts — ist der Friede wieder

hergestellt . Die Regierungssozialisten haben eine

entschuldigende Erklärung abgegeben , und nun

kann die „einflußreiche " Blockwurstelei weiter

gehen .
Wahrlich mit solchen „ Arbeitervertretern "

kann die Arbeiterklasse im Kampfe mit der zur -

zeit übermächtigen Reaktion keine Siege erringen .

Berlin , den 26 . Februar 1918 .

Vr - « ß - a i « der Welt voran !

Mitten im Kriege hat das englischeVolt
ein freies Wahlrecht erhalten , das sogar an

6 Millionen Frauen politisch mündig macht . Da -

für gehört England auch zu jenen verkommenen

westlichen Demokratien , über die sich jeder Normal -

deutsche — bis in die Spalten der vercunowten

„sozialdemokratischen " „ Neuen Zeit " hinein —

sittlich entrüsten muß . Wie viel besser ist es da

im Musterlande Preußen bestellt . Da haben wir

zwei königliche Wahlrechtsversprechungen und

einen ganzen Chimborasso von Zeitungsmakulatur
über das Wahlrecht , im übrigen aber ist alles so
gekommen , wie wir es vor Jahresfrist in nüch -
terner Erkenntnis der treibenden politischen und

ökonomischen Kräfte vorausgesagt haben : Die

offenen und versteckten Wahlrechtsfeinde haben die

Wahlrechtsillusionen gründlich zerstört . Unsere
Voraussage hat uns manche Anrempelung von

regierungssozialistischer Seite eingetragen . Wir

wollten den Arbeitern das königliche Wahlver -
sprechen nur „verekeln " , hieß es . Wir wußten
aber , daß das ganz andere Leute besorgen würden .

Und tatsächlich hat der Wahlrechtsausschuß des

preußischen Dreiklassenhauses aus dem ver -

sprochenen gleichen Wahlrecht ein Plural - , d. h.
ein Eeldsack - Wahlrecht schlimmster Art
gemacht , nachdem vorher der Staatsminister
Dr . Friedberg zu verstehen gegeben hatte , daß auch
die Regierung über ein solches Wahlunrecht „ mit
gewissen Modifikationen " mit sich reden lassen
werde . „ Freut Euch , ihr Schleichhändler und

Kriegswucherer ! Euch blüht neuer Kriegsgewinn ,
politischer Kriegsgewinn ! Denen , die im Kriege
zu profitieren wußten , wird die Herrschaft gesichert
über die , die „ durch den Krieg unter den Schlitten
kamen " , sagt der bürgerliche Herr v. Eerlach mit

bitterem Spott zu dieser neuesten Frucht preußisch -
deutscher Neuorientierung .

Wir können hier nicht auf die Einzelheiten
der Verhandlungen des preußischen Wahlrechts -
ausschusses eingehen , der seine Absicht , das Wahl¬
recht zu verschleppen und zu verschandeln , glänzend
durchgesetzt hat . Den Arbeitern genügt zu wissen ,
daß die Herrschaften von Bildung und Besitz mit

2 — 4 Stimmen mehr bedacht werden sollen . Auch

dieser Vorgang zeigt dem Arbeiter den Klassen -
charakter der heutigen Gesellschaft , zeigt ihm auch ,
daß die preußische Wahlrechtsfrage im engsten Zu -
sammenhange steht mit all den andern Erfcheinun -
gen dieser reaktionären Kriegsepoche . Vor allem

sieht er aber , daß die politische Vertretung der be -

sitzenden Klassen , die konservative , die national -

liberale usw . Partei mit aller Kraft die Interessen
ihrer Klassen verfechten und daß ihm nichts
weiter übrig bleibt , als mit der gleichen Ent -

schiedenheit für die Interessen seiner Klasse
einzutreten und zu der Partei zu halten , die den

entschiedenen Kampf für die Arbeiterinteressen
führt .

Der Regierungssozialismus sucht die preußische
Wahlrechtsfrage aus dem Komplex der gesamten
politischen Probleme herauszulösen und sich den

Arbeitern als trutziger Wahlrechtskämpfer zu

empfehlen . Aber das Preußenwahlrecht steht in

engstem Zusammenhange mit allen Kriegs - und

Friedensfragen . Und eine Partei , die im Reichs -
tage mit denselben Parteien techtelmechtelt , die im

Landtage offen oder versteckt gegen das Wahlrecht
arbeiten , kann nicht die Energie aufbringen , die

der Junker - und Bourgeoisherrschaft in Preußen -
Deutschland ein Ende macht .



Die imavhangigen Friedensfeinde .
Die Fraktion der Unabhängigen Sozialdemo -

kratie hat im Reichstage gegen den F r i e d e n s -

vertrag mit der Ukraine gestimmt
Darob groger Entrüstungssturm in der regierungs
sozialistischen Presse . Die braven Leutchen speku
lieren auf den Epieger - Jntellekt der indifferenten
Masse , von der sie ja nur noch ' allein Heil und

Errettung erhoffen können . Bei der denkenden

Arbeiterschaft werden sie mit ihrem demagogischen
Untersangen , die Unabhängigen als Friedens -
feinde zu denunzieren , nicht viel Glück haben . Die

Unabhängigen haben gegen den Ukraine - Frieden
gestimmt , weil nach ihrer Ueberzeugung durch
diesen Frieden die Anbahnung eines baldigen a l -

gemeinen Friedens ungeheuer erschwert wird .

Ferner stehen die wirtschaftlichen Spekulationen ,
die an jenen Frieden geknüpft werden auf ganz

unsicherer Grundlage . Durch einen so kümmer

lichenTeilfriedenwird der künftigeWarenaustausch
mit dem grosten russischen Wirtschaftsgebiete von

vornherein sehr erschwert . Und gerade die Leute ,

die , wie die Regierungssozialisten , angeblich im

Interesse der Arbeiterschaft , für alle Entfaltungs
Möglichkeiten der deutschen Industrie schwärmen ,
sollten einem solchen , mit den Mixturen der

Geheimdiplomatie zusammengebrauten Frieden
mit kritischen Augen ansehen und anderen

Leuten , die ihren ewigen Illusionsdusel nicht mit

machen können , nicht Friedensfeindschaft vor -

werfen . Die Aussichten auf einen dauernden

Frieden im Osten sind jedenfalls durch den

Ukraine - Frieden nicht gegeben .

Wir machen aber gar kein Hehl daraus , daß
wir auch gegen den Ukraine - Frieden sind , weil er

nach seiner ganzen Tendenz ein Streich der mittel -

europäischen Reaktion gegen die russische Revo -

lution sein soll . Es ist ja auch nur ein törichtes
Eeschwüh , wenn im „ Vorwärts " den Unabhän -
gigen ganz besonders angekreidet wird , daß sie
einem Friedensvertrage die Zustimmung versagt
haben , der von einer sozialistischen , der Ukraine -

Regierung , abgeschlosien sei . Von diesen „ Sozia -
listen " sagte einige Tage vorher Herr Stampfer
in demselben „ Vorwärts " mit Recht , daß der Sozia -
lismus mit Sozialisten , die um die Hilfe fremder
Bajonette gegen die eigenen Volksgenossen betteln ,
keine Ehre einlegen könne .

Inzwischen hat sich auch die Bolschewiki - Regie -
rung in Petersburg zu neuen Friedensverhand¬
lungen bereit erklärt , nachdem ihr von deutscher
Seite ein Ultimatum gestellt worden war .

Ueber die Haltung und Motive der russischen
Regierung erfahren wir so gut wie nichts , desto
mehr aber mit Ereuelgeschichten von der „ roten
Garde " gefüttert werden . Aber schon jetzt können

wir sagen , daß dieser russische Frieden kein demo -

kratischer Verftändigungsfrieden , sondern ein G e -

waltfriedcn sein wird . Aber der Regie -

rungssozialismus wird auch aus dieser Giftblüte
Honig saugen .

Berlin , den 27 . Februar 1918 .

Nach Schluß der Redaktion finden wir in den

Blättern die Bedingungen des deutsch - russischen
Friedens . Unser Wort vom Gewalt -

frieden trifft auf sie in vollem Um -

fange zu . Die Ablehnung des Ukraine - Friedens
durch die Unabhängige Sozialdemokratie wird

durch das deutsche „ Friedens " - Ultimatum doppelt
und dreifach gerechtfettigt . Auf das Ultimatum

im einzelnen einzugehen , ist für diese Nummer

nicht mehr möglich .

Gegen die „ Kratfriede «»" - Ill «sto »en .
Die „Stcrttslische Korrespondenz " , die von dem

Präsidenten Königl . Preußischen Statistischen Van »

öeSamts berausgegeben wird , bringt in ihrer Nummer

vom 1ö. Februar eine » Artikel über die Ukraine , der

um deswillen bemerkenswert ist , weil er die vedeu »

tung des NrotfrtedenS in ein wesentlich

anderes Licht stellt , als das gemeinhin geschieht . Der

Artikel meint , selbst in angesehenen deutschen Zeitun «

gen seien über die bevölkerungs - und wirtschaftSstati »

stischen Verhältnisse durchaus irrige Meinungen

zu lesen gewesen ? so z. B. sei behauptet worden , die

Ukraine könnte unS mit Baumwolle und Reis versor »

gen , die dort in Wirklichkeit überhaupt nicht erzeugt

würden , die Provinz Podolten sei so reich , daß fie neun

Zehuicl ihrer Getreidecrzeugung ausführen könnte ,

sie mühte also nach dem Avli &l der „ Ttatjjtlschen

Korrespondenz " von einer Produkiivität sein , die sonst

nie und nirgends zu finden sei . I n W i r k l i ch k e i t

führe Podolien in D u r ch s cy n i t ts j a h r e n

infolge seiner dichten Bevölkerung fast

gar kein Getreide mehr aus ? auch sei die

Ukraine kein viehreiches Land , wie bchaup -

tet werde , sondern ein vieharmes , und zwar infolge

der starken Ausdehnung des Ackerlandes . Der Artikel

der Korrespondenz geht nach diesen Vorbemerkungen

zu der Beantwortung der Frage über , wie weit die

Ukraine reiche .

„ Die ukrainischen Patrioten ziehen zur Ukraine

nicht nur die vier eigentlich ukrainischen Provinzen

Kijew , Poltawa , Tschernigow , Charkow , sondern auch

Wolhvnien und Podolien , ja darüber hinaus ganz

Neu - sSüd > - ) Rußla » d , die Provinzen Chcrsson , Taurjen ,

Iekaterinoslaw und sogar das Dongebiet und den

Nordkaukasus sdie Provinzen Kuban und Staweropol ) .

Daß die Ukrainer im Friedensschluß vom D. Februar

nur einen Teil dieser Fläche erlangt haben , darunter

aber auch Gebiete , die die Polen für sich in Anspruch

nehmen , ist bekannt . Gelingt es den Ukrainern auch

noch , das ganze südliche Drittel der Provinz Minsk

von den Volschewiki zu erlangen , so würde sich ihr so

zu berechnendes Maximalgebiet auf nahezu LOOOOO

Quadratkilometer erstrecken , die 1SM eine Bevölkerung

von fast 45 Millionen zichlien . Vorläufig haben die

Ukrainer allerdings anscheinend nicht einmal die links

vom Dnjepr gelegenen fast rein ukrainischen Prvvin -

zen Tschernigow , Poltawa und Charkow im Besitz . "

Ueber den Gctreidereichtum in den Gouverne -

ments Kijew , Wolhynien , Podolien , Charkow . Tscher -

Arbeiter ! Arbeiterinnen !

Bedenkt der Familien der

Inhaftierten u . Verurteilten !

l r.

nigow und Poi - ' iva macht der Artikel folgende Fest -

tellung : die Brotgetreibeerute reicht

gerade für die Eigenernährung der Be -

völkerung aus ? für die Ausfuhr war schon in

FrtedenSzeiten kaum etwas übrig . Die Bedeutung

der Ukraine als Gctrcideausfuhrgebtet stehe und falle

mit der Frage , ob es den Ukrainern gelinge , die süd -

russischen Gouvernements zu behalten . Ganz gering

et die Kartoffelernte , noch geringer die Heuernte , die

eS bedinge , daß beträchtliche Gtretdemengen an dir

Zugtiere verfüttert werden müßten . Es könnten keine

Molkereiprodnkte für die Ausfuhr oder auch nur für

den Bedarf der städtischen Bevölkerung erzeugt werden .

Die Viehhaltung ist mit Ausnahme des Pferde -

bestandes gering , und die Hoffnung , die die Ukraine

ins Gewicht fallende Mengen ausführen könne , fei

trügerisch . W o l l e sei in Rußland mehr ein - als aus -

geführt worden ? desgleichen führte Rußland die Hälfte

eines vaumwollbedarfes ein , die andere Hälfte werde

in Zentralastcn produziert . Der russische Flachs

stamme auS den Nordprovinzen , der Hanf aus der

mittleren sntchwkrainischeu ) Schwarzerde . Ein großes

Ausfuhrland sei die Ukraine vor dem Krieg allerdings

ür Zucker gewesen : Kijew , Podolien und Wol -

hynien hätten ISIS allein 848 000 Desjattnen mit

Zuckerrüben bestellt , Charkow , Poltawa , Tschernigow

' . 05 000 . Die südruflische Eisen » und Kohlen probuk -

tion sei im östlichen Zipfel von FekaterinoSlaw und im

Don - ( genauer Donez - ) gebiet zu Hause , die ethnogra -

phisch nicht mehr ganz überwiegend kleinrusstsch seien .

Di - Mitschuldige « !
Der deutschen militärischen Strafexpedition

gegen die rusiische Revolution wird in der I . K.

des Hindenburg - Apostels Heilmann eine Betrach -
tung gewidmet , über die jeder reaktionäre Gewalt -

Politiker seine helle Freude haben muß . Das

Organ , das in der regierungssozialistischen Partei
eine tonangebende Rolle spielt und sich im

Riederbarnimer Wahlkampfe für
Herrn Wissel mit Feuereifer ins Zeug legt .
schreibt :

„ Mit blitzartiger Schnelligkeit drängen nach
Wiederaufnahme der Feindseligkeiten die deutschen
Truppe » tot Osten vor . Die Borhersage , baß Rußlands

Heere gänzlich widerstandsunfähig geworden seien , er -
füllt sich in höchstem Maße . Fast ohne Kampf lallen
Taufende von Geschützen und riesige Mengen anderen

Kriegsmaterials , welches die Hecresleiiung
für die West front gut brauchen kann ,
in unsere Hände . Die Bolschewiti - Regierung
hat unzweifelhaft eine Riesendummheit begangen , als
sie getreu ihrem Standpunkt des Alles oder Nichts
die Verhandlungen in Brest abbrach . Jetzt mutz sie
schleunigst wieder über den Frieden verhandeln , ohne
einen neuen Waffenstillstand zu haben , während Tag
sür Tag die deutschen Truppen weiter vorrücken . Man

braucht kein Prophet zu sein , um voryerzusagcn , was
nun kommen wird . Zweifellos wird die deutsche Re -

giernng jetzt die Bedingungen neuer Nandslaaten - -
gründung , die sie bisher für Kurland und Litauen
stellte , auf Livland und Estland ausdehnen , und die

Zurückziehung aller grotzrussischeu Truppen ans Finn¬
land und der Ukraine zur Bedingung eines neuen
Wafienstillstandes machen . Durch ihre intransigente
Haltung in Brest - Litowsk und kindlichen Revolutions -
Illusionen Huben sich die Volkskommissare den Frieden
bloß teuerer gemacht . . . Tie Operationen sind im Gange ,
die Kugel im Lause ist nicht aufzuhalten . Hoffentlich er¬
sparen sich die Volkskommissare jede überflüssige Geste
nutzlosen Widerstandes und erfüllen sich mit dein Ver -
ständnis sür das praktisch Notwendige , das einmal

nach Blaß der Kraftverhältnisie Unvermeidliche und

betätigen im raschen Friedensschluß jenen Wirklich -
keitssinn , den sie in Brest leider haben vermissen lassen . "

Die deutsche Regierung braucht sich zur Begrün -

dung ihres Ultimatums wahrlich nicht in geistige
Unkosten stürzen , sie wird ihr vom deutschen Regie -

rungssozialismus gratis und franko geliefert . Es

ist auch eitel Heuchelei , wenn der „ Vorwärts " zu
dem Ultimatum schreibt , daß „ die deutsche Politik
gegen Rußland nicht die Politik der deutschen
Sozialdemokratie ist ". Rein , der Regierungs -
sozialismus hat durch sdine jammervolle Haltung
in den ausschlaggebenden Kriegsfragen , durch seine
fast - und kraftlosen Friedensoeklamationen . über

die die Regierung kaltlächelnd zur Tagesordnung
überging , weil sie genau wußte , daß die krankhafte
Sucht , „ positive " Mitarbeit zu leisten , jede Oppo -
sitionsenergie des Regierungssozialismus lahm -

legt , — der Regierungssozialismus hat nicht zuletzt
durch seine wüste Hetze gegen die Volschewiki der

deutschen Gewaltpolitik goldene Brücken gebaut .
Alle Spitzfindigkeiten und alles sentimentale
Gegreine des Herrn Stampfer ändert nichts an der

Tatsache , daß der Regierungssozialismus der

Judas Jschariot der russischen Revolution , des

internationalen Sozialismus und des allgemeinen ,
demokratischen Friedens ist .

Di - ei « - r - aktiouar - Majse .

In der liberalen und regierungssozialistischen
Presse werden dem Vizekanzler Herrn v. P a u e r ,
diesem geadelten „ Demokraten " . Psalmen gesungen
wegen der Rede , die er am 23 . Februar im Reichs -

tage gehalten hat . Die genügsamen Leutchen sehen
wieder einmal die Morgenröte einer neuen Zeit ,
weil der Vizekanzler ein paar scharfe Worte gegen
das Fähnlein derer um Oldenburg - Januschau ge -

richtet hat . Wir wollen hier nicht davon reden ,
daß Herr v. Payer gar nicht in der Lage ist , lang -
fristige Wechsel auf eine „ liberale Aera " auszu -

stellen . Ein ungnädiger Wink aus höheren Regio -
nen kann ihn über Nacht von seinem Vizekanzler -
sesiel davonfegen . Und wir wagen die Prophe -
zeiung , daß die Vizekanzlerherrlichkeit des Herrn
r . Payer nicht von langer Dauer sein wird . Die

Arbeiterschaft hat aber nicht die geringste Ursache ,
Herrn v. Payer als den demokratischen Messias
zu begrüßen . Auch auf ihn trifft das Wort eines

Friedrich Engels , daß in revoluttonären Zeiten die

bürgerliche Welt dem Proletariat als eine große
reaktionäre Masse gegenübersteht , in vollem Um -

fange zu . Die Arbeiter dürfen nicht vergessen , daß
es gerade der „ Demokrat " v. Payer war , der

unseren Genossen Liebknecht um den Schutz
der Immunität brachte . Sie werden aber noch
mehr von dem reaktionären Erundcharakter dieses
„ demokratischen " Vizekanzlers überzeugt werden .
wenn sie sich genau ansehen , was Herr o. Payer
über die jüngste Streikbewegung zu sagen hatte .

Herr v. Payer führte aus :

�vie am meisten ins Aua « fallende Erscheinung
ist der von der äußersten Linken vor einigen Wochen
inS Leben gerufene , wenn auch bald wieder zur Ruhe
gekommene Streik . Vom Standpunkt « der Allgemein -
heit aus muß er aufs tiefste beklagt und verurteilt
werden . Traurig genug , daß man darüber streitet ,
wer ihn veranlaßt habe , die eigenen Bolksgeuossen oder
das Ausland .

Er hat vielleicht , namentlich was seine Wirkung
in Kriegsbetrieben anbelangt , nicht in dem Maße ge -
schadet , alS zunächst befürchtet wurde . Geschadet bat er
aber doch . Schon dadurch , daß er die Hofknunge «
unserer Feinde ans unsere » politischen und wirtschafd «
ltchen Zusammenbruch auf ? höchste gesteigert und da »
durch unsere AuSsichte » auf Friede » beeiuträchtiat batZ



niemand kann wissen , ob er nicht den Krieg ganz direkt

verlängert hat . Er hat viele Arbeiter und Angestellte ,
leider nicht bloß die Streiklustigen , in unrischaftliche
Schwierigkeiten gebracht . Er hat Menschenleben und

Menschenglück gekostet . Wenn der Schaden nicht
größer geworden ist , so ist das nicht das Verdienst der -

jenigen , die den Streik begonnen haben . Es haben
denn auch die Gewerkschaften und die

sozialdemokratische Partei ihre Betei -
l i g n n g am Streik abgelehnt . Es war ein

Fehler , daß sie sich dann doch wenigsten teilweise der -

selben angeschlossen haben , wie sie uns erklärten , um
die Bewegung in Schranken zu halte « und Schlim -
meres zu verhüten . Sicher ist , daß sie dadurch die Be -

wegung , die sie selbst als zweckwidrig und schädlich an -

sehen , verstärkt haben . Zweifelhaft bleibt , was sie von
ihrer beabsichiigteu Einwirkung erzielt haben , dazu
waren sie wohl zu schwach vertreten . Umstände anderer

Art , wesentlich wohl die B es o n n c n h e i t und

Entschlossenheit des obrigkeitlichen
Eingreifens . Aussichtslosigkeit , Ernüchterung

' und Mangel an Geld haben wohl mehr der Bewegung
ihr Ende bereite : . Zweifellos wird sich über diesen
Streik eine große Debatte im Hause entspinnen . Ihr
vorzugreifen , liegt nicht in meiner Absicht . Ich i >e-

schränke mich aus einige Bemerkungen .

Die Zwecke , die mit ihm verfolgt wurden , werden

wohl verschiedene sein . Ich bezweifle , daß irgend
jemand ernstlich geglaubt , daß auf dieses Signal hin
sich auch nur das in Fabriken beschäftigte deutsche Volk

erheben , das doch immerhin recht ertrag -
liche Joch seiner Negierung abwerfen und

Arm in Arm mit den sogenannten Proletariern
aller Länder das Deutsche Neich mit dem Jdealregi -
mcnt der Bolschewiki beglücken werde . Wenn bezweckt
werden wollte , die Bewegung zugunsten der Einfüh -

rung des Neichstagswählrechts in Preußen zu stärken ,
möchte ich umgekehrt annehmen , daß nichts so das Zu -
standcrommen dieses Gesetzes gefährdete alS eben dieser
Streik durch die Art , wie er von den Gegnern dieses
Wahlrechts politisch ausgenützt wird .

Ebenso wenig einleuchtend ist der Gedanke , durch
den Streik die Ernährungsschwierigkeiten zu beheben .
Als Demonstration gedacht , müßte er in dieser Bezieh -

nng ohne Wirkung bleiben . Sie hätte ja einen Sinn

nur , wenn es am guten Willen in der Leitung der b£ ?
tr essenden Organisationen fehlen würde . Es ist auch
sclnver , sich vorzustellen , wie in den Fragen des Belage -
rungSzustandcs , der Schutzhaft , der Zensur usw . durch
einen Streik eine Besserung herbeigeführt werden

sollte , sei es im Wege der schleunigen Inanspruchnahme
der Gesetzgebung , sei es im Wege eines Druckes auf
die Haltung der Militärbehörden . Endlich wird be -

Häupter , daß der Streik der baldigen Herbeiführung
des Friedeirs zn dienen geeignet gewesen wäre . Das
würde doch voraussetzen , daß auch die entsprechenden
radikalen Parteien in anderen Ländern sich anschließen
und ans ihren Kriegs - und Vernichtungswillen ver -
zichten würden , und dann müßten dieselben stark ge -
nug sein , die Macht in ihren Ländern an sich zu reißen .
Nirgends hat sich dieser Wille und diese Macht ge -

' zeigt . Umgekehrt drängt sich unabweisbar der nahe -
liegende Gedanke auf , daß die Möglichkeit eines Frte -
denS um so weiter abrückt , je mehr die Gegner an
tiefgreifende innere Kämpfe bei uns glauben . Soviel
vom Streik . Wer ihn zn verantworten hat , mag das
mit seinem Gewissen ausmachen . Er hat weder der
Seche des Vaterlandes noch der des Volkes gedient . "

Wir können uns jeden Kommentar dieser demo -

kratischcn Kanzlermeisheit sparen . Jeder denkende

Arbeite : kann sich seinen eigenen Vers auf die

Ausführungen dieses Apostels der „obrigkeitlichen
Besonnenheit und Entschlossenheit " machen .

Dah der Liberalismus sofort reaktionäre

Krämpfe triegt , sobald die Arbeiterklasse selbstän -
dig handelnd auf den Plan tritt , können die Ar -

beiter auch an dem liberalsten der liberalen Ber -

liner Blätter , dem „ Berliner T a g e b l a t t " ,

sehen , das sich auch bei manchen Arbeitern einer

gewissen Sympathie erfreut . Besonders die

T. Xv. - Artikel fanden um manchen vernünftigen
Gedankens willen Beifall . Wir haben aber schon
in früheren Nummern darauf oerwiesen , daß der

Herr T. W. die ganze Schale seines Bourgeois -
zornes über die Streikbewegung ausgegossen hat .

. Die schlimmsten reaktionären Töne aber läßt das

„ Berliner Tageblatt " von seinem militärischen
Mitarbeiter anschlagen . Dieser , ein Herr Baron

v. A r d e n n e , Generalleutnant z. D. , hat die

russische Revolution von Anfang an mit dem gan -

zen Haß des echtpreußischen Epaulettenträgers be -

dacht , ganz nach der Methode der hochmütigen
Eamaschenknöpfe , die vor Jena gegen die fran -
zösische Revolution polterten . Am meisten haben
es dem Generalleutnant des „ Berliner Taae -

blattes " die Bolschewiki angetan . Hier nur einige
seiner Stilblüten aus seinem letzten Artikel in den

Spalten des liberalen Blattes , dessen Ableger be -

kanntlich die „ Berliner V o l k s z e i t u n g"
ist . „ Räuberische Mordbande " ist noch die gelin -
deste Bezeichnung . Von den „ Roten Garden " heißt
es , sie seien „ regellose Banden " , die einen „ Raub -
krieg schlimmster Sorte " führen , die aus dem

. LZodensatz der Menschheit " bestehen usw. Ein

Generalleutnant braucht nicht zu wissen , daß die

roten Gardisten in der Hauptsache russische Prole -
tarier sind , die vor der Revolution in einer sozialen
Hölle lebten , er braucht nichts zu wissen von den

elenden Lebensbedingungen , den himmelschreien -
den Wohnungs - und Arbeitsverhältnissen der

Proletarier , die ihr Leben in der Revolution zu
Markte tragen , um nicht wieder in das kapita -
listische Joch zurück zu gehen . Dafür hat natürlich
ein General , dafür hat aber auch der liberale

Bourgeois kein Verständnis , darum bleibt es auch
beim Wort von der einen reaktionären Masse .

Scheidemaun hat wieder umgelernt .
In seiner „ berühmten " Rede von den „ politischen

Kindsköpfen " und den „ verrückten Grenzsteinen " am
6. April Igltz sagte der Abgeordnete Scheidcmann :

„ Wenn es geling : , den Vlamen im Friedens -
vertrage die Möglichkeit zu sichern , auf Grund ihrer
eigene » Sprache auch ihre eigene Kultur zu pflegen ,
so frage ich : Ist das eine Vergewaltigung ? "

In seiner jüngsten Rede im Hauptausschuß des
Reichstages am iit . Januar 1918 sagte derselbe
Scheidemann :

„ Wir erleben jetzt auch noch , um das nicht zu
vergessen , das seltsame vlämische Zwischenspiel , also
ein Gegenstück im Westen zu Kurland . Lassen
Sie die Finger davon . Die volle ehrliche
Wiederherstellung Belgiens , auch seiner staatlichen
Selbständigkeit , ist unsere Ehrenpflicht . "

Es hat lange gedauert , bis Scheidemann entdeckt
hat , was hinter der ebenso plötzlichen wie oufdring -
lichen Neigung , die gewisse Leute den Vlamen erwiesen ,
verborgen war . Und doch war es nicht allzuschwer —

ein Beweis , daß eS nicht immer die klügsten Geister
sind , die gerne mit „ politischen Kindsköpfen " um sich
werfen .

Kriegsgerichtsurteile .
Die außerordentlichen Kriegsgerichte , die ihre

Tätigkeit am letzten Sonnabend beendigt haben , hatten
sich in den . letzten beiden Tagen fast ausschließlich mit
solchen Angeklagren zu beschästigen , die in kriegswirt -
schaftlichen Betrieben , in größerer Anzahl bei Borsch ,
in den Streik getreten waren und , dem Gebot des
Oberbefehlshabers in den Marken zuwider , sich nicht
zu rechter Zeit zur Arbeit wieder gemeldet haben .
In den meisten Fällen wurden die vorgebrachten Eni -
schuldignngen nicht als durchgreifend erachtet und die
Angeklagten zu Gefängnisstrafen verurteilt , die sich
in den Grenzen von 14 Tagen bis zu drei Monaten
hielten . In wenigen Fällen kam eine Berrrrteilung
zu Sl> Mk . Geldstrafe heraus . — Ein Schlosser Jürgens ,
der in den Daimlerwcrken vor längerer Zeit ein Flug -
blatt der unabhängigen Sozialdemokraten , welches
nicht den Namen des Druckers enthielt , verbreitet
hatte , wurde zu zwei Wochen Hast verurteilt , wobei
berücksichtigt wurde , daß das Flugblatt mit dem Streik
nichts zu tun hatte , sondern sich gegen die andere Rich -
tung der sozialdemokratischen Partei richtete . — Wegen
versuchten Landesverrats angeklagt waren der Werk -
zcugmacher Franz Noll , die Frau Lina Kummer ,
deren Mann sich seit drei Jahren in russischer Gefan -
genschaft befindet , und die Tischlersfrau Gertrud
H a r m ö. Die drei Angeklagten arbeiteten in der
Munitionsfabrik von SudikatiS in Lichtenberg und
sind mit in den Streik getreten . Alle drei hatten für
die Arbeiter der Fabrik Vertrauensstellungen inne usid
beteiligten sich an einer unangemeldeten Bersamm -
lung , die die Arbeiter am 30 . Januar im Walde von
Sadowa abhielten . Es hatten sich ein paar tausend
Menschen zusammengefunden , an die u. a. der . Abge -
ordnete Wurm eine Ansprache hielt . Viuh Noll und
nach ihm die beiden Frauen hielten in dieser Bersamm -
lung Reden und sollen die Arbeiter zum Ausharren
im Streik aufgefordert haben . Noll behauptete , daß
er nur nach einem Abcndblatte vom Abend vorher Mit -
teilung über den Umfang des Streiks den Versammel -
ten gemacht habe . Frau Kummer will nur gesagt
haben : „ Wir müssen alle zusammenhalten , wir wollen
Frieden und unsere Männer wieder haben ! " Frau
Hanns behauptete gleichfallK . daß sie nur einige . Worte
gesprochen habe , in welchen sie betonte , daß man durch
den Slreik auf baldiges Zustandekommen des Frie¬
dens hinwirken müßte . Die Belastungen der Ange -
klagten zu ad . 1) und 3> beruhten tm wesentlichen auf
den Angaben , die die Frau Kummer bei ihrer ersten
polizeilichen Vernehmung gemacht hatte : sie gab diesen
im Termin eine andere Deutung . — Der Gerichtshof
verurteilte Noll zu 1 Jahr Gefängnis , die beiden
Frauen zu je 3 Monaten Festungshaft . — Wegen Flug -
blattverteilung erhielt der Werkzeugmacher Maritz
8 Monate Zuchthaus , die in ein Jahr Gefängnis um -
gewandelt wurden . — Der Schankwirt Otto Masche
auS Weißensee war angeklagt , durch öffentliche Reden
zum Streik aufgefordert zu haben . Der Antrag des
Berichterstatters lautete auf 8 Monate Zuchthaus , um -
zuwandeln in ein Jahr Gefängnis . Das Urteil lautete
auf zwei Jahr « Zuchthaus . 9

Aus der Bewegung .
Aus dem Lager der Berliner RegieruugSfozia -

liste «. Der „ Vorwärts " , der von den Berliner Ar -
beitern mit so großen Opfern und mit allen Mühen zu
einer schneidigen Waffe im Kampfe gegen alle arbeitcr -
feindlichen Mächte gemacht worden war , ist nach dem
schnöden Raube und nach dem gewaltsame » Hinaus -
wurf der Redakteure zu einem Organ geworden , das
immer mehr sich der Gunst der bürgerlichen Kreise
erfreut . Die jetzige Redaktion rühmt bei jeder Gelegen -
heit , daß die Abonnentenztffer gestiegen sei . ven ' chweigt
aber die Tatsache , daß die Abonnentenzunahme
weniger aus die Berliner Arbeiter , sondern auf Feld -
post , Bahnhossbriefc , Postauflage usw . zurückzuführen
ist . Das ist noch lange kein Beweis dafür , baß die

Arbeiter zu diesem Orga » Vertrauen haben ; das ist

so wenig der Fall , als wenn die „ Volkszeitung " und
andere Berliner Blätter behaupten wollen , daß ihre
Leser unter allen Umständen für die von diesen Bläß -
reru vertretene Ansicht zu reklamieren seien . Wir
wissen bestimmt , daß mit dem Augenblick , wo es uns
möglich ist , ein eigenes tägliches Blatt in Berlin er -
scheinen lassen zu können , daß furchtlos und uner -
lchrocken ohne jede Rücksicht nach oben die Jntere ? en
des Proletpriats vertritt , es dem „ Vorwärts " sehr
übel ergehen wird . Trotzdem kommt der „ Vorwärts "
aus den Schwierigkeiten nicht heraus , llieuerdings
ist das Blatt zu einer Gesellschaft mit beschränkter
Haftung umgewandelt worden . Bon der Buchdruckerei
wird das Zcitungsunternchmen getrennt und es wird
ein besonderer Geschästsführer angestellt . Mit der
Buchdruckerei wird ein besonderer Druckvertrag ge -
schlössen . Die G. m. b. H. wird aus drei Mitgliedern
des Purieivorjtandes und zwei Mitgliedern von Groß -
Berlin gebildet . Boy : geschäftlichen Standpunkt aus
ist die sachliche Trennung des Zeirungsunteruehmens
von der Buchdruckerei richtig . Bisher ließ sich näm -
lich nie ein klares Bild über den „ Vorwärts " ge -
Winnen , da er mit der Buchdruckerei verkoppelt war
und Richard Fischer sich in seine Bücher über die
Druckerei nicht hineinsehen ließ . DaS führte zu schar -
fen Auseinandersetzungen zwischen Parteivorstand und
Richard Fischer . Fischer erklärte , den Parteivorstand
gehe die Druckerei nichts an , sie sei Eigentum der Ber - '
liner . Und den Berlinern gegenüber erltärte Fischer ,
nur die Neunerkvmmission habe zu bestimmen . Jetzt
hat man diesem Spiel ein Ende gemacht und damit
auch der Tätigkeit Richard Fischers als Geschäfts -
fülirer des „ Vorwärts " , der er eigentlich nie mar , sich
dieses Amt aber anmaßte . So hat nun auch Richard
Fischer einen Fußtritt bekoMmen für seine Helfers¬
helferdienste : er muß sich auf seine Druckerei beschrän -
ken . Das ist immer das Ende der allzu treuen
Fridoline . Verdientes Schicksall

Um Mitglieder zu erhalten , wenden die Regie -
rungssozialiften die verschiedensten Schliche an . Herr
Jacobi vom Verband der Maschinisten und Heizer ließ
sich von einem Verbands mttgliede das WahlvereinS -
buch zeigen und nahm es an sich . Nach kurzer Zeit
stellte er es dem Mitgliede wieder zu . Und was stellte
sich heraus ? Es war ein Blatt eingeklebt , wonach
das Mitglied in den Berein der Regierungssozialisten
im 2. KreiS eingeschrieben war . Natürlich meldete der
Genosse diesen Borfall , weil er nicht tm entferntesten
die Absicht hatte , seine Gesinnung zu wechseln . So
arbeiten die Regierungssoziallsten in Gewerkschafts '
büros .

Es gebt vorwärts . Zur Unabhängige « Partei über -
getreten sind die MitgU . edschafren Neckarau mit 100 ,
Schwetzingen mit 14S , Sandhosen mit 43 und Wallstadt
mit 23 Mitgltedern . Und das im Lande Baden !

Aus Pirmascus lPfalz ) wird berichtet : Die hiesige
Lokalpresse berichtet , daß Frau Klau mit dem Lud -
wigskreuz ausgezeichnet wurde . Frau K. ist Mitglied
der Negierungssozialisteit und die Gchivester des Obeifr
Hauptes der hiesigen Sozialpatriotcu . Feldmüller . Dem
Verdienste seine Krone !

Grotz - Kertwer Chrauik .
Ans daS BersammlungSweseu in

Berlin bezieht sich eine Antwort , welche das Ober »
kommando tn den Marken dem Berliner Magistrat aus
eine Eingabe hin erteilt hat und die folgevdeir Wort -
laut hat :
Oberkourmando in den Marken
Sekt . P . Nr . 241078/22537 .

Berlin . W. 10 , Viktvrtastr . 25 , 11. 3. 18,

Auf daS Schreiben vom 8. Februar 1918 , Buch » .
G. B. , erwidert das Oberkommando , baß dte Besttm -
mungen des VercinSgesetzes vom 18. April 1008 im
diesseitigen Befehlsbereich nach Aufhebung des Artt -
kels 29 der BerfassungSurkundc durch die Bekannt -
machung vom 31 . Juli 1914 über die Genehmigung� -
Pflicht aller öffentlichen Versammlungen und vom
19. März 1910 über die Anzeigepfltcht ntchtösfentltchcr
Bersammlungey eingeschränkt worden sind . Diese Gin -
schränkung besteht auch für Versammlungen der Wahl -
berechtigten zum Betrieb der Wahlen zu dem auf Ge »
setz oder Verordnung von Behörden beruhende » vffent -
ltchen Körperschaften .

Es ist Vorsorge getroffen , daß öffentliche
B e t s a m m l u n g e Ii in geschlossenen R ä u --
« cn für den Betrieb der kommunalen Wahlen durch
den Herrn Polizeipräsidenten von Berlin zirr Beendt -
gung der Wahlhandlung zugelassen werden , wenn die
Einüerufer sich mit einer polizeilichen Ueberwachung
der Versammlungen einverstanden erklären , und sich
selbst verpflichten , für Ruhe , Ordnung und Sicherheit
tn und nach der Versammlung Sorge zu tragen . Auch
dürfen die Reden und eine , sich anschließende Diskussion
den Burgfrieden nicht gefährden und den Geist ent -
schloß ' enen Durchhaltens im deutschen Volke nicht
irgendwie beeinträchtigen . In de « Äahlflugblättern
müssen gleichfalls alle gehässigen , den Burgfrieden und
die Einheit der Bepölkerung gefährdenden Aeußerun -
gen vermieden und es muß bei Herstellung und Ver -
breitung dieser Druckschrist beachtet werden , daß e «
durch Bekanntmachung vom 1. Juni 1917 verboten ist ,
Druckschriften ohuc Preßvcrmerk herzustellen oder zu
verbreiten .

Von Seiten des Oberkommandos der Chef des SiabeS :
von Berge .

An den Magistrat der Königlichen Haupt - und
Residenzstadt Berlin .

Dir sozialdemokratischen Stadtverordneten in
Schöneberg haben dem Stadtverordnetenvorstchcr fol -
genden Antrag zur Verhandlung überreicht : „ Die
Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen , den
Magistrat zu eriuchen , im Namen der städtischen Kör¬
perschaften bei der Reichsregicrung , dem preußischen
Minister des Innern und dem Oberkommando in den
Marken Beschwerde bagen zu führen , daß beim AuS -
stand der Arbeiterschaft Groß - BerliuS zugunsten de »



ohne Annexionen unS ohne KonW ? uk ! onen
K? n Arbeitern und deren Vertranenslenten dnrch Nn -

terdrücknug üeöBcreittS - nuö Bersammlmlgsrechts jede
ordnun�ssemätze Beratung zum Schaden der Allge -
MUntzeit »nmöglich gemacht wurde . "

Keine Streikerkinder aufs Land .
Kürzlich machte in einer hiesigen Zeitung eine
Frau Nittcrgutsbesitzerin ihrem bedrängten Her -
zen Luft , indem sie meinte , daß es in Zu -
kunft die Landsrauen , wie sie sich anläßlich der

lehten Tagung in Berlin bezeichneten , ablehnen
müßten , Kinder aus der Stadt bei sich aufzunehmen ,
deren Väter sich am Streik beteiligt und damit das
Vaterland geschädigt hätten . Die konservative Provinz -
presse macht jetzt allgemein mobil , solche Ferienkinder
aus Berlin und den Jndustriebezirken aufzunehmen ,
und zwar unter der Spitzmarke : Keine Streikkinder !
Tie Blätter verkünden , sie hätten von zuständiger
Seite erfahren , daß dieser Möglichkeit im Einverneh -
men mit den entsprechenden Kommunalverbänden in

ausreichendster Weise vorgebeugt sei . Inwieweit diese
Behauptung den Tatsachen entspricht , wissen wir nicht .
Bisher hieß es immer , daß die Großstadtkinder in
Rücksicht aus die in der Großstadt herrschenden Ernäh -
rungsschwierigkeiten auf das Land gesandt werden
sollen . Jetzt soll dieser Grund nicht mehr bestehen ,
sondern die Verschickung soll von dem Wohlverhalten
der Väter dieser Kinde ? abhängig gemacht werden .
Eine prächtige Beleuchtung unseres christlichen Staa -
tes . Früher hieß es immer , die Kinder dürfen für die
„ Sünden ihrer Väter " nicht verantwortlich gemacht
iverden . Heute heißt es anders . Im übrigen verlieren
die Kinder , die nicht fortkommen , nicht viel . Im Gegen -
teil . Durch monatelange Abwesenheit kommen sie in

ihrer erzieherischen Entwicklung außerordentlich zu -
rück . Sie kommen auf dem Lande in ein - oder zwei -
klassige Schulen , während wir in der Großstadt die

siebenklassige Schule Hadem Jeder Rektor und Leh -
rer wird uns bestätigen , was das heißt , und neulich
wurde im Berein für Schulgesundheitspflege die Wie -

derholung dieser Versendung der jÄnder aufs Land als

außerordentlich schädlich bezeichnet .

Das Hotel Kaiserhof soll erhalten bleiben .
Der Aufsichtsrat der Hvtelgesellschaft hat den Verkauf
abgelehnt , nachdem ihr durch Vermittlung des Berli -
uer Magistrats ein Darlehn verschafft worden ist .

Ein neuer Mord ist im Scheunenviertel ver -
übt worden . Man fand eine Frau Ackermann in ihrer
Wohnung erschlagen auf . Der eigene Sohn ist unter
dem Verdacht , den Mord begangen zu haben , in Hast
genommen wordem Die Täter an dem Morde in der
Frtedrtchsgracht sind bis jetzt noch nicht ermittelt .

Brennholz für B! in der bemittelte
gibt der Berliner Magistrat ans . Dazu sind besondere
Karten nötig , die bei den Brotkommissionen zu haben
sind . Der Steuerzettel muß vorgezeigt werden . Nur
Leute mit Einkommen unter 3000 Mark werden berück¬
sichtigt . Auf die neuen Kohlenkarten können Kvhlen
entnommen werden . Leider sind keine Kohlen zu er -
halten . Schon mit den alten Karten haperte es , daß
sehr viele verfallen sind .

Der Arbeiterschwimmsport hat , wie aus einem
Bericht des Kreises I des Arbeitcr - Wassevfport - Verbaii -
des von dem kürzlich stattgehabten Kreistag in Köpenick
hervorgeht , im letzten Sommer nur in offenen Ge -
wässern ausgeübt werden können , weil die Berliuer
und Charlottenburger Schwimmhallen geschlossen
waren . Eine Eingabe an den Magistrat betreffend Oeff -
nung der Badeanstalten wurde abschlägig beschieden .
Daß die arbeitenden Schichren dem Schwimmsport gro -
ßeS Interesse entgegenbringen , zeigte der gute Besuch
der zahlreichen Partien und Schwimmscste . Für den
kommenden Sommer sind wieder verschiedene Beran -
staltungerr festgesetzt . Alles Nähere ist von Franz Kteß -
ling , Kurfürstcnstraße 41 , zu erfahren . Ein Schwimm -
fest hieltet am Sonntag , den 10 . Februar , in der städti -
scheu Badeanstalt Neukölln die vier Arbeiter - Schwimm -
vereine Nord , Freiheit , Welle und Südost ab . Die
Badeanstalt war bis auf den letzten Platz gefüllt , und
man verfolgte mit großem Interesse die Darbietungen .
Trotz der schlechten Ernährnsigsweise waren die Lei -
stungen immer noch anerkennenswert . Der Anfangs -
und der Schlußreigeu fanden besonderen Beifall .

Aus der Jett .
Seinem Lebe « dnrch Erschieße « ein Ende gemacht

hat der Großherzog von Mecklenburg - Strelitz . Der
Mann war erst 3S Jahre , eine Frau hatte er nicht .
Er war einer der reichsten Fürsten , es fehlte ihm also
an nichts . NahrungSsorgen kannte er nicht . Es heißt ,
seine Nervenverfassung sei nicht mehr intakt gewesen .

Hineingefallene Hamster . Das Schöffengericht in
Kassel fällte in einer Hamstersache ein Urteil , das
heitere Genugtuung weckt . Der Direktor einer hiesi -
gen chemischen Fabrik laufte bei einem Landmanne
aus der Söhre einen 15 pfundigen Schinken zu
215 Mk . Beim Aufschnitt zeigte sich , daß der Schinken
verdorben und nicht zu genießen war . Der Bauer
wollte aber die 215 Mk . nicht herausgeben , und so
wurde der Kadi angerufen . Dieser entschied salomo -
nisch : Der Bauer zahlt die 215 Mk . zurück und zahlt
wegen Ueberschreitung der Höchstpreise für Schinken
280 Mk . Strafe . Der Fabrikdircktor , der gehamstert
hat , zahlt wegen Bergehens gegen das Höchstpreisgesetz
und die Bundesratsverordnung vom 26 . Jnnt 1916
eine Geldstrafe von 800 Mk .

Das Mysterium . Im „ Evangelischen Sonntagsblatt
aus Bayern " vom 10 . Februar lesen wir folgende
Anzeige :

Gesucht gläubige Haushälterin oder
Köchin u. Frau od . Mädchen , auch ältere ,
zu Hausarb . und Pflege für 1 —2 Kühe .
sofort oder später .

Gräfin v. Westarp , Ketschendorf - Koburg .
Was heißt das nun ? Braucht die Frau Gräfin

die gläubig « Haushälterin für sich oder für ihre Kühe ?

Zu den Stadtverordneten GefahWahlen
Am Sonntag , den 3 . März , finden im 4.

und 34 . Kommunalwahlbezirk Ersatzwahlen zur

Stadtverordnetenversammlung statt . Für unsere
Partei kandidieren im 4. Bezirk Genosse

Adolf Harndt
und im 34 . Bezirk

Rechtsanwalt Dr . Siegfried Weinberg .
An unsere Genossen ergeht die Aufforderung ,

recht rege für unsere Kandidaten zu werben .

*

Genossen , die am Sonntag , den 3. März ,
dem Wahltage , im 34 . Kommunalwahlbezirk
helfen wollen , melden sich bei Henkel , Usedom -
strajje 18 .

Gememde » vahl in Friedenau .
Am Montag , de « 4 . März , finden die

Ergänzungswahlen zur Gemeindevertretung statt .
Da in der 3. Abteilung nur Hausbesitzer zu

wählen sind , fordert der Vorstand des Wahl -
Vereins zur Wahlenthaltung auf . Die Genoffen
werden um möglichste Verbreitung dieser Notiz
ersucht .

Arbeiter - Kilduugsschule .
Schicklerstraße 6. Eingang durch die kleine Tür

im Eisengitter .

Sonntag , de « S. März , wird Genossin Käte

Dunker in dem Vortragszyklus über Erziehungs -

fragen das Thema : Schule und Erziehung

behandeln .

Anfang abends 8 Uhr , Eintrittspreis 20 Pf .

Dienstag , de « 5. März , spricht Genosse Eduard

Bernstein im Kursus über Völkerrecht im beson -

deren über das Thema : Die deutsche Rechtswissen -

schaft und die Ethik im Völkerrecht . _

Quittung .
« n freiwilligen Beiträgen für die Familien

der Opfer des Kriegszustandes gingen bei der

Unterzeichneten ein : Klw . 100 Mk. , HS . 100 Mk , durch

Frl . Saß vom Betrieb Lande 33,30 Mk , durch Frau
Kautsky 50 Mk. , 5 Mk . und Ivo Mk , vom Frigchen
169,20 Mk , von Felix 50 Mk , aus Baracke 4, W. Deich -
brücke 26,50 Mk .

Luise Zietz ,
Berlin XW . 6, Schiffbauerdamm 2l , 2. Hof , 3 Tr .

( Postscheckkonto 32287 . )

Für den Preffefonds : Wir stehen auf der Wacht .
Aus der Provinz 2 Mk . Feldgcnoffe I . durch Rosemann
3 Mk

Zur Wahl in Niederbarnim : 10 Mk . durch F. L.

Zur Unterstützung der Familien der Inhaftierten
und Verurteilten gingen bei dem Unterzeichneten folgende
freiwillige Beiträge ein : 1. Rate : Argus - Dlotoren , Reinicken -

darf , Abt . Fertigmacher 22 Mk , Abt . Schlosserei , Teilbau
92 Mk , Abt . Cylinderbau 68 Mk . Kollegen der Metall -

gießerei Rohrbach & Co . 30 Mk Arbeiter der Firma
Fischer, Abt . Königstraße , 30 Mk Auf 10 Listen Arbeiter
der Firma Knorrbremse 616,75 Mk . Schönciche 75 Mk
Niederbarnim auf Listen 573,65 Mk 2. Rate : Argus -
Motoren , Reinickendorf , Abt . Werkzeugbau 88 Mk , Abt .

Reparatur 121,50 Mk. , Abt . Motorbau 7t Mk , Abt . Fertig -
macher 2t Mk , Abt . Cylinderbau 63 Mk , Abt . Teilbau
77 Mk Onix , Reinickendorf 39,75 Mk Reinickendorf - Ost ,
5. Bezirk 5 Mk . 2. Kreis , 2. Abt . . Sechserkasse 20 Mk .

Auf Listen 0050 —52 C. P . Görz , Abr . P . F. , Muhler . -
straße 8, 400,50 Mk Firma Stolzenberg . Reinickendorf ,
f Rate 4t Mk , 2. Rate 41,50 Mk

Richard H e r b st , Schicklerstr . 5.

Für die in München anläßlich des Streiks Verhafteten
und ihre Hinterbliebenen gingen ein : Auf Listen durch P .
193 Mk , S . 50 Mk . auf Listen 62,10 Mk . Summa 305 . ( 0 Mk .

Weitere ©cldspendcn nimmt entgegen Viktoria
Gärtner , München , Martinstr . 10/3 .

Nereins - VeruuKaltuuge « .
Freireligiöse Gemeinde Berlin .

Sonnrag , den 3. März , vorm . 9 Uhr , Pappel - Allee 15/17 ;
Neukölln , „Jdealkasino " , Weichselstr . 8; Oberschöneweide ,
Wilhelminenhofstr . 43 bei O. Pamp : »Freireligiöse Vor -
lestmg " . — Vorm . 10 Vi Uhr , Kl . Frankfurterstr . 6: Vortrag
des Herrn Erni ? Däumig : . Wanderungen durch die Kirchen -
geschichte . XVI . Die Jesuiten . " — Gäste willkommen .

Neukölln .

Der Ortsverein Neukölln der Unabhängigen sozial -
demokratischen Partei veranstaltet am Sonntag , den
3 . März , m den Dassage - Festsälen , Bergstr . 15 l , einen

Unterhaltungs - Abend
bestehend aus

MufiK - und Gesangsvorträgen und Rezitation .
Eintrittspreis einschl . Garderobe 1 Mark

Ein eventueller Ueberschuß wird den Jugendheimen
überwiesen . — Beginn Sv , Uhr .

Eintrittskarten nur für Mitglieder sind im Büro
Neckarstraße 3, zu entnehmen .

Unserem lieben Freund und Genossen

GuSao Fahuert
zu seinem 50 . Geburtstage die beste « Glückwünsche .

Die Genossen des 288 . Bezirks , 4 . Kreis .

Unserem Freunde und Genoffen , dem Bezirksführe�
Hermann Gerbe die herzlichsten Glückwünsche zur
silbernen Hochzeit .

Die Funktionäre der 13 . Abt . des S. Kreises .

BerbM der Echseider, SÄUiderilme « und Wäsche-
erdeiter JeutWMs .

Filiale Berlin . Sebastianstraße 37 — 38.

Dem Andenken unserer auf dem Kriegs -
fchauplatz gefalleneu Kollegen !

Am 24. November 1917 fiel in Italien der

Wäschezuschneider , Kollege

Alfred Fischer
geb . 26. 4. 87 .

Am 25 . Januar I9l8 starb im Lazarett in Kassel
der Kollege ( Branche Damenkonfektion )

Johann Iaimbett
geb . 2. 7. 84 .

Am 22 . Januar 1915 starb im Lazarett in Königs -

berg der Herrenmaßschneider , Kollege

Milly Iulke
geb . 7. 11, 83 .

Am 1. Februar 19 18 starb im Lazarett an Herz -

lähmung der Rtilitärschncider , Kollege

Engen Koffman «
geb . 22 . 5. 70 .

Am 23 . Dezember 1917 starb der Herrenkonfel -
tionsschneider , Kollege

Frans Altmann
geb . 22 . 8. 85 .

Am 15. ' Dezember l917 fiel der Wäschezuschneider ,
Kollege

Karl Kencke
geb . >5. 7. 90 .

Die Ortsverwaltung .

KT

Dem InMcn innerer enj iicni Mgs -
UmiM geWenen Geiufüi !

4 . Wahlkreis .
Am 10. Januar fiel im Alter von 39 Jahren

der Tischler

Wilhelm Angerer
Liegnigcr Str . 19, Bezirk 2051 .

« . Wahlkreis .
Am 15. Februar , fiel als Opfer des Krieges der

33 jährige Mechaniker

Ernst Koddert
Gotlandstr . 6, 6. Abt . , Bez . 568 .

Am 13. Januar siel im Alter von 34 Jahren
der Schmiedeführer

Äeinrick Kastel
Kamerunerstr . 18, 22 . Abt . , Bez . 776 .

Ehre ihrem Andenken !

Uachruf .
3 . Wahlkreis .

Am Freitag , den 22 . 2. 19 18 verstarb unsere
Genossin , Frau

. Franziska KöUe .
Die Einäscherung hat stattgefunden .

6 . Wahlkreis .
Am 13. Februar verstarb der Modelltischler

Wilhelm Henkies
Ackerstr . 118 , 10. Abt . , Bez. 624 .

Desgleichen der Schriftsetzer

Reinhold Matthes
Ackerstr . 136 , 9. Abt . , Bez . 627 .

Am 19 . Februar verstarb der Arbeiter

Christian Kuba -

Sparrstr . 26 , 16. Abt . , Bez . 753 .

Sozialstem . Wahlverei « Mieder - Karnim .
Bezirk Weißensee .

Am 21 . Februar verstarb nach langem Leiden
unsere langjährige Genossin

Flora Uoddig .
Ehre ihrem Andenken !

: Bftaftfm ; S « t < Nett ; UiuXcgec > » » tt Hisfmauu ! beide Berll » 0. 27, SchUllerjtr . ». — Drink Maurer & Dt » » icr , ixctliu »0. 14, Stivtaiiet »tragt



Deilage zu Ur . 49 des „Mitteilungsblattes " .

Auf die Schanzen !
Die Ersatzwahl im Niederbarnimer Reichstags -

Wahlkreise ist nicht blog eine Angelegenheit der

Genossen dieses Kreises , es handelt sich bei ihr nicht

allein um die Erringung des Mandats , sie hat viel -

mehr in dieser Zeit weltgeschichtlichen Geschehens
die höchste politische Bedeutung nach innen wie

nach außen . Sie muh zu einer Protestäußerung
werden gegen die Reaktion im Innern und die

Gewaltpolitik nach außen , zu einer Willenskund -

gebung des arbeitenden Volkes für einen baldigen ,

dauernden Frieden , gegen die offenen Arbeiter -

feinde und die falschen Arbeiterfreunde .

Diese Wahl ist ein Teil " des proletarischen

Befreiungskampfes , den die Arbeiterklasse , den die

Unabhängige Sozialdemokratie zu führen hat .

Eine Niederlage wäre gleichbedeutend mit einem

Triumph der Reaktion im Innern , der Gewalt -

Politik nach außen . In unzähligen Fällen hat sich

der Regierungssozialismus in dieser Kriegszeit als

Schleppenträger der Reaktion erwiesen, schon jetzt
rüsten sich die konservativen und nationalliberalen

Arbeiterfeinde , um ihm im Falle einer Stichwahl

zu dem Mandate zu verhelfen .

Das kann , das darf nicht sein ! Aber die Groß -

Berliner Genossen haben zu bedenken , daß die Un -

abhängige Sozialdemokratie den Wahlkampf

unter den denkbar ungünstigsten Verhältnissen zu

führen hat . Da kommt es auf die Mithilfe jedes
Einzelnen an . Alle persönlichen Bedenken , alle

Lauheit , alle Bequemlichkeit müssen um der Sache

willen zurücktreten . Es handelt sich um die Sache
des internationalen Sozialismus , um Wohl und

Zukunft der Arbeiterklasse . Darum muß jeder
Groß - Berliner Genosse an seinem Teil am Wahl -
kämpfe tätigen Anteil nehmen , durch Flugblatt -
Verteilung , durch Agitation und durch Hilfe am

Wahltage .
Niederbarnim muß der Unabhängigen Sozial -

demokratie erhalten bleiben !

Abhangige « nd Opposition .
Von Rudolf Breitscheid .

Die leitenden Männer des Regierungssozialis -
mus fühlen sich schon seit einiger Zeit nicht mehr

ganz wohl in ihrer Haut . Ihre Anhänger fangen

an , des trockenen Tones satt zu werden und sähen
es gern , wenn die Partei einmal wieder wie in

vergangenen Zeiten ein wenig den Teufel spielte .
Der Stand der inneren wie der äußeren Politik
scheint ihnen eine solche Wendung erforderlich zu

machen . Sie finden , daß die Probe , auf die man

ihre Geduld und ihre Vertrauensseligkeit gestellt
hat , lang und hart genug gewesen ist . Ueber solche
Oppositionsneigungen kann man nicht einfach zur

Tagesordnung übergehen , und die gescheiteren und

gescheitesten Köpfe werden daher aufgeboten , um

sich mit der Masse und ihren Wünschen aus -

einanderzusetzen .
Wie in allen schwierigen Fällen dieser Art muß

sich besondeis Friedrich Stampfer be¬

mühen . Er besitzt das Talent , schöne Formeln zu

finden und verfügt nach Bedarf sowohl über die

linden und einschmeichelnden , wie über die scharfen
und drohenden Töne . Er ist überhaupt ein ge -

schickte ? Politiker . Einen klugen kann man ihn
leider nicht nennen , da ihm die Fähigkeit abgeht ,
im rechten Augenblick auch einmal nicht klug

zu sein .
Dieser bedenkliche Mangel offenbart sich auch

im gegenwärtigen Moment . Er glaubt , mit staats -

männisch überlegenen Redensarten die Situation

meistern zu können . Die Frage , warum die Mehr -

heitssozialisten unter den gegebenen Umständen
nicht zur Opposition übergehen , nennt er eine

„ alte Papageienrede " , und un die Antwort , die

er auf das ungeduldige „ Wann endlich ? " erteilt ,

Btaute ihn die selige Pythia , die im grauen Alter »

Niederbarnim .
tum in Delphi ihre stets sehr weisen , aber nicht
immer ganz durchsichtigen Ratschläge erteilte , be -

neiden .

. . Erst dann " , so orakelt er , „ wenn sich voraus -

sehen läßt , daß aus einer veränderten Haltung der

deutschen Sozialdemokratie etwas Nützliches für
das deutsche Volk und für den Weltfrieden heraus -
kommt . "

Nun wissen es die wißbegierigen Frager mit

ihrer alten Papageienrede .
Aber Stampfer scheint selbst das Unzulängliche

seiner so überaus klugen Auskunft zu erkennen , und

er ergeht sich deshalb noch in einer Betrachtung
über Sinn und Möglichkeiten der

Opposition , die insofern sehr dankenswert

ist , als sie uns einen schönen Einblick in die poli -
tische Seele der Regierungssozialisten gestattet .

Eine große Partei , so heißt es , könne es nicht
machen wie Tante Ulrike , die auf dem Sofa sitze
und übelnehme . Opposition ohne Aktion sei Un -

sinn . Oppositionelle Aktion aber könne nur außer -
parlamentarisch sein . Die Frage , ob eine solche
außerparlamentarische Aktion möglich und aus -

sichtsreich sei , wird nicht unmittelbar beantwortet ,
indessen lassen die weiteren Ausführungen über

die Machtgewinnung durch den Reichstag keinen

Zweifel daran aufkommen , daß Stampfer sie ver -

neint .

Ist das nicht eine famose Art , den Unzufriede -
nen das Maul zu stopfen ? Mit der Eeschwindig -
keit eines Taschenspielers wird die rein parlamcn -
tarische Opposition abgetan , und man verschiebt
den Schwerpunkt der Angelegenheit , indem man

die Kritiker vor die unbequeme Frage stellt , ob

sie die außerparlamentarische Aktion , mit anderen

Worten den Generalstreik oder gar die

Revolution , wollen . Daß sie darauf , selbst
wenn sie es möchten , zurzeit nicht bejahend ant -

worten können , weiß Stampfer sehr wohl , aber es

ist ja sein Zweck , den unzufriedenen Elementen

in der Partei Verlegenheiten zu bereiten und die

Aufmerksamkeit vom Kernpunkt des Streites

abzulenken .
Dieser Kernpunkt ist und bleibt die p a r l a -

mentarische Stellung der Mehr -
heitsfraktion zu der Regierung
und den bürgerlichen Parteien !
sollen weiter die Kredite bewilligt werden ' , soll die

Fraktion im Resolutionsblock bleiben , soll sie ihre
wohlwollend - gönnerhafte Haltung gegenüber der

Regierung beibehalten , oder soll sie in die Oppo -
sition treten ?

Es ist einfach ein schlechter Witz , eine Partei
in parlamentarischer Opposition mit der übel -

nehmenden Tante auf dem Sofa zu vergleichen .
Zum mindesten sollte jemand , der selbst jahrzehnte -
lang die Sozialdemokratie , die eine derartige
Politik trieb , Tag für Tag besungen hat , aus die

Anwendung eines solchen Bildes verzichten . Mag
sein , daß es Moniente gab , wo die sozialdemokra -
tische Opposition etwas vom Schmolle ? an sich
hatte , aber es heißt Schaumschlägerei treiben .
daraus die Torheit und Unfruchtbarkeit einer par -

lamentarifchen Opposition überhaupt herleiten zu

wollen . Gerade wenn man , wie es doch von feiten

Stampfers und seiner abhängigen Freunde deutlich

genug geschieht , die Aktion auf der Straße und in

den Fabriken ablehnt , bleibt die einzige Aktion
des Widerspruchs die innerhalb der Volksver -

tretung , und wenn die Mehrheitssozialisten diese
als sinnlos oerspotten , dann ist es um den Par -
lamentarismus , für den sie sich begeistern , recht
onderbar bestellt . Der Parlamentarismus ist für
re dann wohl die Bereitwilligkeit zu der berüch -

igten positiven Mitarbeit , die von

Zeit zu Zeit mit einem Ministersessel belohnt wird .

Sie sind mit Gottes Hilfe in ihrer politischen

Praxis dort angelangt , wo so lange schon die

Nationalliberalen halten .
Uever die Möglichkeiten und Unmöglichkeiten

der Opposition zu reden , liegt jedoch am Ende nur

dann ein Anlaß vor . wenn der Wille zur

Opposition überhaupt vorhanden ist . Der

aber fehlt den Regierungssozia -
listen .

Zwar lehnen sie ein Aufgeben ihrer bisherigen
Stellungnahme nicht unbedingt ab , indessen wollen

sie diesen Akt auf einen Zeitpunkt vertagen , an dem

sich voraussehen läßt , daß dabei etwas Nützliches
für das deutsche Volk und den Weltfrieden heraus -
komme . Sie glauben nicht an eine so segensreiche
Wirkung in der gegenwärtigen Stunde , und des -

halb verharren sie in . einer Haltung , die man mehr
als glimpflich beurteilt , wenn man sie eine wohl -
wollende Neutralität gegenüber der Regierung
nennt . Dabei sind sie mit Parteien verbündet ,
die aus ihrer Entschlossenheit , die Regierung ohne
weitere Umschweife zu unterstützen , kein Hehl
machen , und dabei treibt diese Regierung eine

Politik , die sich im Innern wie nach außen von

sozialistischen und demokratischen Grundsätzen und

Forderungen weit entfernt hält .
Wir Unabhängigen erachten es für unsere

Pflicht , bei einer derartigen Lage der Dinge auf
die „ positive Mitarbeit " dankend zu verzichten und

glauben , daß man dem Volk und dem Weltfrieden
schon damit einen ausgezeichneten Dienst erweist ,
wenn man Klarheit über die Pläne und Ideen der

maßgebenden Stellen verbreitet . Auch der „ Vor -
wärts " wird nicht müde , Klarheit zu fordern und

der Regierung gut zuzureden , sich über ihre Ab -

sichten zu äußern . Aber die Unklarheit und Zwei -
deutigkeit der eigenen Haltung verleiht nicht das

Recht , von anderen unumwundene Bekenntnisse zu
fordern , und die so offen zur Schau getragene Ab -

neigung gegen oppositionelle Maßnahmen wird

jede Regierung ermutigen , hinter dem Nebel -

schleier schöner Redensarten zu tun , was ihr und

der Vaterlandspartei gefällt .
Wer Klarheit will , muß mit den Unabhängigen

gehen .

Die Unabhängige Sozialdemokratie und

der Ukraine - Friede « .
Der „ Vorwärts " vom 23 . Februar zerbricht

sich den Kopf darüber , wie es möglich sein konnte ,

daß die Unabhängige Sozialdemokratie dem ersten
Frieden , der in diesem Kriege abgeschlossen wurde ,
die Zustimmung zu versagen , und er meint , die

Wähler von Niederbarnim würden

diese Handlungsweise einfach nicht verstehen . Wir

schätzen die Wähler von Niederbarnim höher ein .
und wir glauben auch , daß die Vorwärtsleute nach
der Rede des Genossen Dr . Cohn , in der er die

Gründe der Ablehnung angab , keineswegs ihrer
Eache . so sicher sind , wie sie nach außen hin tun .

Leider sind wir nicht in der Lage , diese Reichs -
tagsrede in ihrem vollen Wortlaut , wie sie in der

„ Leipziger Volkszeitung " vom 25 . Februar stand ,

zum Abdruck zu bringen . Der in ihr gegebenen
Rechtfertigung unserer Politik sowie den Anklagen ,
die der Genosse Cohn gegenüber der Regierung
und den sie unterstützenden Parteien erhob , kann

sich niemand verschließen , der auch nur einen

Funken sozialistischer Gesinnung in sich trägt .
Die Scheidemänner bewilligen den Frieden ,

weil es der erste Friede ist , der geschlossen wird ,
so ungefähr sagt der „ Vorwärts " . Sie erheben
zwar auch gewisse Bedenken , aber diese Bedenken

gehen nicht so weit , daß sie das Handeln be -

einflussen könnten . Was macht es ihnen schließ -
lich aus , daß dieser sogenannte Frieden die Ein -

leitung und Vorbedingung erneuter Kriegshand -
lungen im Osten und im Westen war ! Der Friede
mit der Ukraine ruht auf schwachen Füßen . Der

Friedenszustand , die Durchführung der Friedens -
bestimmungen muß erst von ukrainischen Truppen
gegen ihre eigenen Landsleute und

gegen die Russen erkämpft werden , und die deutschen
Truppen leihen dabei dem durch den Fliedens -
schluß von Rechts wegen neutral geworde -
nen Staate ihre Unterstützung . Ein neuer Be -

weis für die Bedeutungslosigkeit des Völkerrechts
in diesem Kriege , vor allem aber eine Jllustrierung
des Ukraine - Friedens , wie man sie deutlicher nicht
wünschen kann . Ukrainer gegen Ukrainer , und

Ukrainer gegen Russen stehen im Kampf . Der

„ Friede " mit Deutschland bedeutet für die Ukraine

Krieg gegen Rußland und gegen einen Teil des

eigenen Volkes .

Weshalb brauchte die deutsche Regierung
diesen Frieden ? Er soll „ den Krieg nähren " , wie

Genosse Dr . Cohn sehr treffend bemerkte . „ Der
Friede mit der Ukraine ist in Wahrheit kein Frie -
densvertrag , sondern lediglich ein Kriegsmittel . . .



Dieser Friede soll gemacht werden , um den deut -

schen Frieden , den Machtfrieden nach Westen hin
zu erkämpfen . "

Und nicht nur das . Jetzt , wo man mit der

ukrainischen Nada handelseinig geworden war ,
konnte man den Kampf gegen Rußland fortsetzen »
konnte man den russischen Ostseeprooinzen den

Frieden aufzwingen , von dem die Vaterlands -

Partei und die Alldeutschen geschwärmt haben .
Dieser Friede wird uns nicht ein ruhiges Neben -

einanderleben im Osten bringen . Er bedeutet die

beständige Beunruhigung Deutschlands , bedeutet

den Keim zu neuen Kriegen , bedeutet erneute

Rüstungen , wenn der Krieg beendet ist .
Für einen solchen Frieden stimmten die Regie -

rungssozialisten , die Partei , der Herr Wissel
angehört . Und sie nennen ihn einen annexions -
losen Frieden , weil nicht der Ukraine , wohl aber den

Polen versprochenes Gebiet abgenommen wird . In
der Tat , ein Friede , der allen Grundsätzen der

sozialistischen Friedensauffaffung ins Gesicht
schlägt . Wo bleibt das Selbstbestimmungsrecht der

Völker , das nicht nur wir , die Unabhängige Sozial -
demokratie , sondern angeblich auch die Scheide -
mannpartei fordert ? Es ist mit Füßen getreten .
Niemand hat dieVevölkerung des Cholmer Gebietes

gefragt , ob sie im Verband der Ukraine leben will .

Trotzdem stimmen die „ Abhängigen " mit den

bürgerlichen Parteien für den Ukraine - Frieden ,
nur die Polen und Dänen schließen sich den llnab -

hängigen Sozialdemokraten an . Und sie wundern

sich über unsere Haltung und glauben , daß niemand

im Wahlkreise Niederbarnim sie verstehen wird !

Nun , wir sind der Ueberzeugung , daß in der

Arbeiterschaft Niederbarnims nur eine Frage
laut werden wird , und die ist : „ Worin unser -
scheiden sich denn jetzt noch die Abhängigen von

den Bürgerlichen ? Und die Antwort auf diese
Frage dürfte freilich nicht ganz leicht sein .

Zur Reichstagserlatzw - ch ! in Weder -
darukm .

Wahler - Bersammlituae « .

Wählerversammlungen haben auch in der letzten
Woche in verschiedenen Orten des Kreises stattgefun -
den . Der Kandidat der Regierunassozialisten . der
Vertrauensmann der Generalkommission , sprach kürz -
lich in Pankow und Waidmannslust . In Pankow be -
stand der gröstte Teil der Anwesenden aus unseren
Genossen . In der Diskussion sprach Genossin Breit -
scheide Dann folgte Giebel , der aber die Zeit so aus -
nützte , dah der Referent einige Schluhworte sprach und
von unseren Genossen niemand mehr das Wort erhielt )
das veranlagte unsere Freunde , zum Protest dagegen
den Saal zu verlassen und die paar Mann , die noch
übrig blieben , allein zu lassen .

In Niederschönhausen sprach am IS . Febr .
der Abgeordnete Fritz Kunert . Er schilderte die
Verdienste des langjährigen Vertreters des Kreises ,
des verstorbenen Abgeordneten Stadthagen , und rech -
nete scharf mit der Politik der Scheidemänner ab .
Wer wolle , daß wirkliche sozialistische Politik getrieben
werden solle , der könne am 14 . März keinem anderen
Kandidaten seine Stimme geben als dem Kandidaten
der Unabhängigen Sozialdemokratie , und dieses sei der
Schriftsteller Dr . Rudolf Breitscheid .

Zum zweiten Punkt Diskussion hatten sich Gegner
nicht zum Wort gemeldet . Hierauf nahm die Genossin
Breitscheid dos Wort . Sie teilte mit , daß es dem Kan -
didatcn nicht möglich sei , sich den Wählern vorzustellen ,
weil er zwei Tage vor Ablauf seines Urlaubs wieder
au die Front zurückbeordert sei . Sie ergänzte noch in
verschiedenen Punkten die Ausführungen des Neferen -
ten . Sie kam auf die Haltung der französischen Ge -
Nossen von der Seine - Föberation sowie im National -
rat zu sprechen . Reicher Beifall lohnte die Ausführun -
gen . Nachdem noch Genosse Buchweitz zu reger Be¬

teiligung der Genossen für die Agitation in den Land -
bezirken ausgefordert , schloß der Borsitzende , Genosse
Kraushaar , die Versammlung mit dem Appell , die Zeit
bis zum 14 . März mit der Agitation voll auszunutzen ,
damit der Genosse Breitschetd als Sieger aus der
Wahl hervorgehe .

Tegel . Die am Montag , den 18. d. M. , abeuds
Uhr , stattgefundene Wühlerversammlung war von

zirka SM Personen besucht , die sich aus beiden Rick -
tun gen zusammensetzten . Der Referent , Reichstags -
abgeordneter Gen . Henke , verstand es in seinem ein¬

stündigen Referat , die Zuhörer zu fesseln . Er führte
aus . baß es auch bei der kommenden Ersatzwahl nicht
gleichgültig sein kann , wem man seine Stimme gibt .
Der abhängige Kandidat . Herr Wissel , der mit der bür -

gerlichcn Mehrheit gehen will , könne für die Arbeiter -

schast nicht der geeignete Kandidat fein . Wenn die
Arbeiterschaft sich ihre Rechte erhalten will , so kann sie
rS nur aus eigener Kraft . Und da kann eS nur einen

Weg für sie geben , sich der Unabhängigen Soztaldemo -
kratie anzuschließen und am 14. März , am Wahltage ,
dam Genossen Breitscheid seine Stkmme zu geben . Eine
Diskussion fand der einschränkenden Bestimmungen
» cgen nicht statt . Mit einem Schlußwort des Ver -

sammlungsleiters , Genossen Thomas , der an die

Tegeler Genossen appellierte , bis zum Wahltage kräftig
mUauhelfen und sich der Unabhängigen Sozialdemo -
kratie anzuschließen , wurde die Versammlung ge -
schlössen .

Hilfsbereite Genossen mögen sich sofort zur Ber -

füguug stelle ».

Kreis Niederbaruim .

Oeffentliche Wählerversammlungen :
Sonntag , den 3. März :

Kagel , Kienbaum , Lichtenow in Kagel , Rest .
zur „ Klosterglocke " , Gastwirt Groll , nachm . i U h r, -

Karlshorst im „ Fürstenbad " an der Prinz - Adal -
bert - Straße , nachmittags 5 U h r )

Waidmannslust , Hermsdorf und Umgegend
in Hermsdorf im „ Bellevue " am Bahnhof , nach
mittags 4 Uhr ?

Stralau bei „ Steinicke " , Alt - Stralau 5, nach -
mittags 4 U h r .

•

Karlshorst . Oeffentliche Wählerversammlung am
Sonntag , den 3. März , nachmittags ö Uhr . im Rest .
Fllrstenbad , an der Prinz - Adalbcrt - Straße .

Weißensee . Den Genossen zur Mitteilung , daß am
6. März ein außerordentlicher Zahlabend
stattfindet .

Am Freitag , den 8. und Sonnabend , den S. März
abends 7 Uhr , treffen sich die Genossen im Lokal der
Ww . Louis Jsberner , Rödcstraße ISS , um die Wahl
aufforderungen zu kuvertierem

Am Sonntag , den 10. März , früh 8 Uhr , Treff
punkt im Lokal von Masche zwecks Verteilung bei

Wahlaufforderungcn und Flugblattverteilungr Zahl
reiche Beteiligung ist notwendig .

Die Politik
der unaarischen Sozialdemokratie .
In der „ Wiener Arbeiterzeitung " schreibt Genosse

Dincr - Döncs lBudapest ) :
Ganz wie in anderen Ländern hat auch bei uns

der süngste Generalstreik den Anschein erweckt , als ob
die Parteidisziplin stark gelockert und das Vertrauen
der Arbeiterschaft zur Parteileitung erschüttert sei . Als
dann auch die Parteileitung abdankte , hielt die ganze
bürgerliche Welt dies für eine Bestätigung jenes An -
schcins , und eS entstanden rasch allerlei Legenden über
eine ähnliche Spaltung in der ungarländischen Partei .
wie sie zum größten Schaden der proletarischen Bc

wegnng in Deutschland stattgefunden .
Wir allerdings , die wir das innere Leben unserer

Partei genau kennen , wußten , daß hier eine Spaltung
nie und nimmer eintreten wird , und daß es nur einer
offenen Aussprache bedürfe , um unsere Partei ein

heitlicher zu gestalten , als sie je war . Diese Aussprach .
ist nun auf dem außerordentlichen Parteikongrcß am
10. Februar erfolgt , und wenn das kämpfende Prvle -
tariat mit dem Ergebnis — ' daS auch die Wiederwahl
der alten Parteileitung brachte — , vollauf zufrieden
sein kann , dürfte die Regierung und zumal ihr tat -

sächlicher Leiter Dr . Vazsonyt , der die Welt glauben
gemacht , daß er der Herr unserer Partei sei , immer

unzufriedener fein .
Wie irrig es war , die scheinbare Lockerung der

Parteidisziplin ans die Einmischung unberufener
bürgerlicher Elemente in das Parteigetriebe zurück -
zuführen , zeigt am klarsten die scharf antibllrgerliche
Strömung , die auf dem Kongreß gerade bei den
Arbeiterrednern am kräftigsten zum Durchbruch kam .

Während unsere Partei schon seit etwa sechs Jahren
Hand in Sand mir den fortschrittlichen bürgerliche »
Parteien für das demokratische Wahlrecht und eine
moderne Umgestaltung des alten , feudalen Ungarn
kämpft , entschied sich der Kongreß für
einen Bruch mit den bürgerlichen Par -
teien und init der Freimaurerei .

Ob dieser Beschluß richtig war , ja mehr , ob er

dnrÄistthrbar sein wird , kann erst die Zukunft ent

scheiden .
. . . . Daß aber trotz dieser Erkenntnis der Bruch

ausgesprochen werden mußte , hat zweierlei Ursachen :
vorerst die russische Revolution , dann aber das Ge -

haben unseres allerneuesten Diktators Dr . Wilhelm
Vazsonyt . �

. . . . Dr . Vazsonyt , der mit Hilfe des Wahlrechts
blocks , in dem auch unsere Partei vertreten war , zu
einem Ministerposten gekommen , tat die ganze Zeil
her so , als ob er eigenmächtig über die sozialbemokra
tische Partei verfügen könne . Hat diese Ueberhcbung
des überaus eitlen Mannes auch früher schon iv

unserer Partei übelgcwirkt , so wandelte sich diese
Stimmung in den letzten Wochen , da dieser Demo -

kratenhäuptling reakttonstoll geworden , in helle Ent

rllstung .
Konnte früher diese Entrüstung nicht zn Worte

kommen , weil die Zensur jedes , aber auch jedes gegen
Dr . Bazsonyi gerichtete Wort unterdrückt , so brach sie
sich mit um so größerer Kraft in den Kvngreßreden
Bahn . Während sich Dr . Vazsonvi . bevor er Minister
geworden , auf den Hüter der Tradition der großen
französischen Revolution hinausspielte , gibt er sich als

Minister zum Werkzeug der allerreaktionärsten Be¬

strebungen her und kam hierdurch vielfach in schärfsten
Gegensatz mit unserer Partei und den denrokratischen
Bestrebungen der bürgerlichen Parteien . Und trotz -
dem fand er in seiner grenzenlosen Eitelkeit den Mut ,
sich in offener Parlamentssitzung damit zu brüsten ,
daß er den jüngsten General st reik ab -

gerüstet
Für diese Anmaßung wie auch für sein reaktiv -

näres Gehaben erhielt Herr Dr . Vazsonvi auf dem

Kongreß die gebührende Abfertigung . Vergeblich hat
dieser ganz , eigenartige Demokrat in einem Teil der

bürgerlichen Presse gänzlich gefälschte Berichte über
den Kvugreß untergebracht und in dem andern Teil der

bürgerlichen Presse und in unserem Parteiblalt den
Bericht in den Grund und Boden zensuriert Wer am
Kongreß Zeuge der Zustimmung war . mit der jeder
Angriff gegen Dr . Vazsonvi aufgenommen wurde ,
weiß , daß das Tischtuch zwischen ihm und unserer
Partei endgültig entzweigeschnitten ist

Wird die Negierring daran festhalten , daß der von
ihr eingereichte WahlrechtSennvurf nicht geändert
werden darf , dann kann sie trotz Dr . Vazsonyt auf die

Unterstützung unserer Partei in dem Kampfe gegen

Stephan Tisza und die Arbeitspartet rechnen . In
allem übrigen aber wird von nun ab
unsere Partei selb st bewußt und klaffen -
bewußt ihren eigenen Weg gehen . "

Gruppierungen der franssfifchett Partei .
Innerhalb ber französischen Partei scheint sich eine

neue Wandlung zu vollziehen . Die Ereignisse im
Osten , die Zurückhaltung der französischen Regierung
gegenüber den Bolschewiks , die Verfolgung der Frie -
densprvpaganda in Frankreich sowie die Haltung der
Regierung Clcmenceaus bei der Hetze gegen Caillaux
haben wohl bei manchem Parteigenossen Zweifel auf -
kommen lassen , ob die bisher eingeschlagene Taktik ,
ob vor allem die Bewilligung der Kriegskredite das
richtige sei . Wie stark die Abneigung ist , auf dem
bisher eingeschlagenen Wege weiter zu wandern , wird
sich auf dem in der nächsten Zeit stattfindenden
Nationalrat der französischen sozialistischen Partei
herausstellen . Daß eine nicht ganz unbeträchtliche
Strömung vorhanden ist , die die Bewilligung der
Kredite nicht mehr als unabweisbare Pflicht ansieht ,
acht daraus hervor , daß bei den Resolutionen , die dem
Föderalrat ber Scincorganisation am vergangenen
Sonntag vorlagen , sich eine besondere der „ Centristcn "
befand , einer Gruppe , die sich von der Rechten der
Partei , also der sogenannten Mehrheit , losgelöst , die
unter bestimmten Bedingungen sich gegen die Beivilli -
gung der Kredite ausspricht . Die Ccntristen erklären
sich bereit , ebenso wie die ganze Minderheit gegen die
Kriegskredite zu stimmen , aber sie wollen es der Frak -
Hon und der Permanenten Verwaltnngökommi ' sion
lParteivorstand ) überlassen , zu untersuchen , „ ob die

provokatorische und antinationale Politik des Mini -
steriums Clcmencean gegenwärtig nicht danach ange -
tan ist , die Verweigerung ber Kredite zu rechtfertigen . "

Ebenso wie die Mehrheit , ist auch die Minderheit
gespalten . Eine Anzahl der Anhänger des „ Comitees
für die Wiederaufnahme der internationalen Be -
siehnngen " idic R�nderheitsorganisation ) bringen
eine eigene Resolution ein , die , wie daS „ Journal du
Pcuple " meldet , sich eigentlich nur im Ton von der
nideren Minberhcitsresolution unterscheidet . Man
will die Stimmen zählen und so die Stärke der ver -
schiedenen Gruppierungen feststellen . Vielleicht geht
dann auf dem Nationalrat die Minderheit doch ge -
schlössen vor . Ist sie in der Lage , eine Anzahl Stint -
men der Rechten innerhalb der Partei auf ihre Seite
ui ziehen , so könnte es sein , daß sie damit die Mehr -
hcit der Partei wird und dadurch die Politik des sran -
zösischen Sozialismus sehr wesentlich beeinflußt

Wir bringen im folgenden die Resolutionen der
Minderheit , soweit sie nicht von der französischen
Zensur gestrichen sind . Tie erste ist von den Genossen
Baudier . Boureau , Pourderon , Dnpont , Meurin ,
Souvarine und Verfeuil unterzeichnet . Ter erste Ab -
satz ist gestrichen , es heißt dann weiter :

„ Der Nationalrat bestätigt

1. mit Genauigkeit und Klarheit , daß das Wohl
Frankreichs wie das der anderen kriegfichrenden
Staaten fordert . . . sZensurlücke ) . . im besonderen :
Die Evaluation der seit dem Beginn der Feind -
seligkeiten besetzten Gebiete ? der Ersatz der durch
den Krieg verursachten Schäden und Verwüstungen
aus einem internationalen Fonds , der von allen
kriegführenden Staaten nach variabcln Ausätzen zu
erheben ist , indem man so weit als möglich in jedem
die besonderen durch den Krieg geschaffenen Situa -
Honen und ihre Rückwirkungen In Betracht zieht ?
deiv formellen Verzicht auf jede Annexion ebenso
wie aus jede StrafenHchüdigung ? die Anerkennung
des Prinzips des Rechts der Völker , frei über ihr
Schicksal zu bestimmen und seine loyale Anwendung
durch ein den Bevölkerungen der besetzten Gebiete
— Elsaß - Lothringen und anderer — zugestandenes
Referendum , das mnter der Kontrolle der Mächte
steht , die selbst wieder von ihren an friedlichen
Lösungen interessierten Völkern kontrolliert werden .

Zensurlücke .

ö. beauftragt sie die Verwaltungskommisston und
die Fraktion nach dem Beispiel der Labour Party ,
das Ende der Feindseligkeit abwartend , die Beschlag -
nähme der Vermögen und die gleichmäßige Ver -
teilung der Kriegslasten zu verlangen .

7. Richtet an alle Völker , an alle Sozialisten der
Welt den Ausdruck einer vollkommenen Solidarität
und stellt mit ihnen fest , daß nur die allgemeine
Einführung des Sozialismus die Bedingungen eines
dauerhaften Friedens bringen und ermöglichen
wird , die Gesamtheit der politischen , wirtschaftlichen
und sozialen Probleme — der nationalen und der
internationalen — zum größten Wohl der Gesamt -
beit und der Einzelnen , zu lösen im Sinne einer
Zivilisation , die Herrin ihrer EnNvicklung und
ihrer Bestimmung gewiß ist . "

Die zweite Resolution der Minderheit , von Lortot ,
Rappoport und Louise Saumoncau unterzeichnet , ist
bedeutend kürzer . Sie lautet folgendermaßen :

„ In Anwendung der Entscheidungen der Jnter -
nationale und des sozialistischen Einigungsver -
träges vom 23 . Jan . ISVö beschließt der Narionalrat :

1. In Zukunft jede Teilnahme an einer bürger -
lichen Regierung abzulehnen ?

2. Bestätigt er die vollkommene Unabhängigkeit
der Partei gegenüber der Macht und den anderen
politischen Parteien ?

3. Gibt er den Gewählten im Parlament den
formellen Auftrag , die Kricgskredit « zu verweigern ?

4. Fordert er von allen Mitkämpfern , von allen Or -

ganen der Partei , mit allen ihren Kräften die Verwirk -

lichung des sozialistischen und des Friedenswerkes
zu verfolgen , die in der gegenwärtigen Resolution
auseinandergesetzt sind , ebenso wie die Wiederher -
stellung der sozialistischen Arbeiterinternationale . "

* m *



Inzwischen konnte das Kopenhagener Blatt „ Poli -
tiken " über den Verlauf der Verhandlungen der Seine -
Föderation vom 10. Februar mitteilen , daß die große
Atehrheit sich auf dic Licsolution der äußer -
sten Linken , der 5iienthaler , geeinigt habe . Sie
will weder den Etat noch Kriegskredite
bewilligen und lehnt es ab , die Regierung zn
unterstützen , solange Frankreich eine bürgerliche Ne -

gierung habe . 4530 Stimmen wurden für die Kien -
thaler Resolution abgegeben , während sich auf die
Resolution der „ Mehrheit " nur 1470 Stimmen ver -
einigten . Wenn die Meldung von „ Politiken " richtig
ist , hat weder Albert Thomas noch Marcel Sembat
an der Sitzung selbst teilgenommen .

Der Seinekongreß ist , wie gesagt , der Auftakt zum
französischen Rationalrat , der am 17. Februar eben -
falls in Paris tagen wird . Am 10. Februar wird noch
ein Kongreß der Minderheit stattsindcu , und man darf
wohl hoffen , daß die vereinigte Minderheit ( die Kien -
thaler und der Flügel unter Longuet ) soviel Stimmen
von der „ Mehrheit " zu sich herüberziehen werden , daß
auch die etwas merkwürdige Mandatsverteilung nicht
mehr in der Lage ist , die „ MindSrheit " , die tatsächlich
schon lange die Mehrheit in der Partei war , von der
Leitung der Partei fernzuhalten .

* . »

Am 3. Februar haben im Pariser Gewerkschafts -
Hause die Vertreter von mehr als 180 000 Metall -
a r d e i t e r n getagt . Jeder Betrieb hatte fünf Dele -

gierte gesandt . Der Zweck der Veranstaltung war ,
die Gründe der tiefen Beunruhigung zu untersuchen ,
die die Arbeiter ersaßt hat . Eine Resolution , die

von der Zensur stark zusammengestrichen ist , bedauert ,
daß die Regierung so wenig guten Willen gezeigt habe ,
die Rechte der Arbeiter genauer zu vräzisierew und zu
erweitern .

Weiter wird in der Ziesolution der Wille zu einer

kräftigen Propaganda für die Gewerkschaft ausge -
sprvchen . Sie billigt die Haltung der Minderheit auf
dem Gewerkschaftskongreß zu Clermont - Derra�d ,
ebenso wie die einstimmig angenommene Resolution ,
deren loyale und schnelle Anwendung sie den Mit -

gliedern zur Pflicht macht .

Schließlich bezieht sich die Resolution auf die Reden
Lord Lansdownes und die Friedcnsvorfchläge des

Präsidenten Wilson , der russischen Revoli ckon und
des Komitees der deutschen Arbeiterdeleg > . rten , sowie
auf die Wünsche der italienischen Arbeiter und ver -

sichert , daß die gegenwärtige Situation erlaube , an
einen Frieden ohne Annexionen und ohne Entschädi -

gung zn glauben , und fordert von allen angeschlosse -
neu Organisationen , „ das Recht , sich international zu
vereinigen , wieder zu erobern " , und schließlich spricht
sie die Ansicht aus , daß „ die wahrhafte Gesellschaft der
Rationen , die fähig ist . eine Garantie des Friedens
und des Rechts aller Völker zu bilden , nur eine solche
sein kann , die auf dem Vertrauen , der Solidarität
und der Gemeinschaft der Interessen der Arbeiter¬
klassen aller Länder , die in der Luternationale vereint
sind , beruht " .

* » *

Aus Genf wurde dem „SB. T. " vom 19 . Februar

gemeldet :

„ Der Nationalrat der französischen

S o z i a l i st e n p a r t e i hat mit 2013 gegen

SSO Stimmen , bei 108 Stimmenthaltungen , einen

Kompromißantrag angenommen , der im wesent -

lichen folgende Punkte der Tagesordnung

für die Londoner Sozialistenkonferenz
festsetzt : 1. Die deutschen Kolonien sollen ent -

weder zurückgegeben oder durch Kompensationen ersetzt

werden . 2. Der Satz des Londoner Entwurfs über

die Ansprüche Italiens soll seines imperialistischen

Charakters entkleidet werden . 3. Die Staats -

Zugehörigkeit E l s a ß - L o th r i n g en S soll

durcheinReferendumunterOberleitung
der künftigen Gesellschaft der Völker

entschieden werden ? ob dem Referendum die

tatsächliche „ Desannexion " vorangehen oder folgen

solle , wurde offen gelassen . Letzterer Beschluß wurde

nach einer sehr heftige » Debatte gefaßt . "

KautsKy gegeu Uolksabstimmunge » .
Von Karl Kautsky .

Unter diesem Titel veröffentlicht die ,L ?. K. "
( 13. Februar ) und nach ihr alle an ihre Krippe ge -
wöhntcn Vlättchen eine Darlegung , in der darauf hin -
gewiesen wird , ich hätte in meiner Schrift über „ Par -
lamentarismus und Demokratie " an der Idee der
direkten Gesetzgebung durch VolkLabstimmuug Kritik
geübt , und schließt daraus :

. Wenn die Unabhängigen jetzt so tun , als ob
> jeder , der sich gegen Volksabstimmungen im östlichen

Grenzgebiet wendet ein verruchter Reaktionär und
Krtegsverlängerer sei , braucht man sie nur auf den
Standpunkt ihres Teoretikers Kautsky hinzuweisen .

Die „ I . K. " sucht niich also als Vorspann für die
von ihr unterstützten Annexionsgelüste „ im östlichen
Grenzgebiet " auszunutzen . Um dies zu erreichen , be -
ruft sie sich auf eine Schrift , in der ich von der Frage
von Volkoabstimmungen bei Grenzveränderun -
g e n gar nicht handle , sondern von der davon gänzlich
verschiedenen Frage , ob die Volksabstimmung bei der
Gesetzgebung das Parlament ersetzen kann . In
jenen meinen Schriften , in denen ich die Frage der
Sanktionierung von Grenzveräuderungen untersuchte ,
habe ich mich ausdrücklich natürlich für
die Volksabstimmung ausgesprochen .

So führe ich z. B. in meiner Broschüre über . . Die
Befreiung der Stationen " aus :

Kein Gebiet soll gegen den Willen seiner Bevöl -
kerung gezwungen werden , seine staatliche Zuge -
Hörigkeit zu ändern .

Das ist ein absolutes Gebot internationaler
Demokratie . Die Völker sollen aushören , Schaf -
Herden zu sein , über die die Machthaber nach Be¬
lieben verfügen . . . .

Wie aber den Willen der betroffenen Bevölke -
rung feststelle »? Dafür gibt es bloß e i n Mittel :
man befrage sie . Man hat dieses Mittel ver -
dächtigt , weil es von Napoleon III . für seine dynasti -
schen Zweae ausgebeutet worden war , aber ein
anderes Mutel . den Willen der Bevölkerung zu er -
künden , ist nicht genannt worden und kann nicht
genannt werden . Wer es ablehnt und doch
Grenzveräuderungen fordert oder
rechtfertigt , redet der bloßen Grobe -
r u n g s p o l i t i k das Wort . ( S . 52 , 53. )

Ich glaube , das ist so deutlich , daß schon eine
eiserne Stirne dazu gehört , mich in der Frage der
Volksabstimmung bei Grenzveränderungeu in einen
Gegensatz zu meinen Partetgenosseu zu bringen . —

In gleichem Sinn äußerte ich mich in der Broschüre
über Elsaß - Lorhringen , wo ich unter anderem die
Argumente der Annexionisten von 1870 gegen die ge -
forderte Volksabstimmung in Elsaß - Lochringen be -
leuchtete . ( S. 53 ff . )

Ich habe übrigens in meinem Büchlein über den
Parlameutarismus auch die Volksabstimmung für
Zweck der Gesetzgebung nicht verworfen , sondern nur
vor übertriebenen - Illusionen gewarnt und es für un -
möglich erklärt , die Parlamente für diese Zwecke völlig
auszuschalten . Ich komme dort zu dem Schluffe :

Die direkte Gesetzgebung durch das Volk kann
nur in jenem Sinne noch in Frage kommen , in dem
sie in der Schweiz bereits besteht , in dem sie auch
das Erfurter Programm der deutschen Sozialdemo -
kratie fordert : nicht als Mittel , das Repräsentativ -
system zu beseitigen , sondern nur als Mittel , es
demokratischer zu gestalten , es der Kontrolle der Be -
völkerung mehr zu unterwerfen . ( 2. Aufl . S . 122 . )

Als ich dann über die „ Befreiung der Nationen "
schrieb , schwante mir gleich , daß Leute vom Kuliber
der „ F . K. " meine Kritik an der Bollsgesetz -
gebung gegen die Sanktionierung von Grenz -
Veränderungen durch Volksabstimmungen aus -
ichlachten würden , und habe ich dort daher ausdrücklich
darauf hingewiesen , daß das zwei sehr verschiedene
Dinge sind :

Auch in einer entwickelten Demokratie wird die
Gesetzgebung und Kontrolle der Negierung nie durch
Volksabstimmungen , sondern stets nur durch Parla -
mente besorgt iverden . Die Bolksabstimmung kann
bloß den unerläßlichen äußeren Druck auf das Par -
lament in ein System bringen .

Aber bei der Abstimmung über eine Annexton
handelt es sich nicht um ein kompliziertes Gesetz ,
sondern um einen einfachen Sachverhalt , der jeder -
mann ohne weiteres klar , auf den bloß mir ja oder
nein zu antworten ist

Es versteht sich von selbst , daß daS Parlament , daß
mir neben der Volksabstimmung für Zwecke der Gesetz -
gebung und Regierungskontrolle unerläßlich erscheint ,
bei vollster Freiheit der Bevölkerung auf Grund des
demokratischen Wahlrechts gewählt sein muß . Jene
Körperschafteit die aus den „ östlichen Grenzgebieten "
heute den Anspruch erheben , im Namen der Bevölke -
rung zu sprechen , haben mit einem derartigen demo -
kratischen Parlament ebensoviel gemein , wie die

K. " mit Ehrlichkeit und Sozialismus .

Nach alledem wird sie schon auf daS Vergnügen
verzichten müssen , mich als Schwurzcuge » für ihre
Eroberungspolitik gegen die Unabhängige Sozial -
demokratic auszuspielen . Sie mag nur wieder dazu
übergehen , mich zu beschimpfen und herunterzureißen .
Das entspricht ihrer Wesensart und unserem tatsäch -
lichen Verhältnis viel bester .

Aachlefe znm Streik .
Das „ Hamburger Echo " Nr . 44 vom ZI . Februar

1918 schreibt :

„ Die H i r s ch - D unckerschen Gewerkschaf -
ten und der Massen st reik . Als Ende Fanuar
resp . Anfang Februar in den verschiedensten Industrie -
Zentren der Massenstreik ausbrach , erklärten die
Führer der freien Gewerkschaften , daß ihre Verbände
den Streiks völlig fernständen und daß ihre Leitun -
gen an ihnen in keiner Weise beteiligt seien . Der
Zcntralrat der Deutschen Gewerkvereine ( H. - D. ) nahm
eine Erklärung entgegen , in der jene das Bolkswohl
schädigenden Bestrebungen auf das schärfste verurteilt
und die Mitglieder der deutschen Gcwerkvereine und
alle auf freiheitlich nationalem Boden stehenden Ar -
beiter und Arbeiterinnen eindringlichst gewarnt wer -
den , sich an ihnen zu beteiligen . Er erwartet von thne,t
so hteß es in der Erklärung , daß sie alle Aufsorderun -
gen , die Arbeit niederzulegen , entschieden ablehnen ,
lewohk im vaierländischcn wie im wohlverstandenen
e . genen Interesse .

Während die freien Gewerkschaften in konsequen -
. ter Weise den Betetltgteu am Streik keine Unter -
stützung für entgangenen Arbeitsvekdienst auszahlen ,
haben die „ Hirsche " , wie uns berichtet wird , für jeden
Tag der Arbeitsniederlegung aus einem Sonderfonds
— nicht aus der Haupt - oder Lokalkasse — eine Unter¬
stützung von 5 Mk . erhalten . Wie die Hirsch - Duncker -
fcheu ihr Verhalten mit der Erklärung des Zentral -
rates in Einklang bringen wollen , ist ja ihre Bache .
Offensichtlich versuchen sie aber einen Mitgliederfang ,
bei dem sie nicht auf ihre - Kosteri kommen werden .
Uns kam es lediglich darauf an , ein derartiges Ver -
halten zu kennzeichnen . Oder sollten die 5 Mk . eine
Anreizprämie für künftige Arbeitseinstellungen sein ? "

Jeder Kommentar erübrigt sich ? unsere Leser wer -
den selber urteilen können .

Ans den Gewerkschaften .
Der Eintritt dcS Herrn Paul Müller vom Deut -

schen Transportarbeiter - Vcrbaud in den Dienst der
Sec - BcrufSgenossenschaft scheint ihn ganz um den
Verstand gebracht zu haben . Weil verschiedene Partei -
blätter diese Tatsache ins rechte Licht gerückt haben ,
speit Herr Paul Müller über diese Kritik im „ Courier "
Gift und Galle . Dabei kann er die Tatsache nicht
bestreiten . Er sagt selber : „ Er — Paul Müller —
steht im Dienste der Sce - Berussgenossenschaft . ist aber
in Ausübung seines Amtes von jeder Einseitigkeit
und Voreingenommeichett frei , zur strengsten Objek -
tivität und Gerechtigkeit verpflichtet und entschlossen . "
Als ob im Dienste einer solchen Organisation das
möglich wäre . Entweder wahrt er die Interessen der
Arbeiterschaft oder die des Unternehmertums ? ein
Mittelding gibt es nicht . Aber das letztere will Paul
Müller , wie er selber sagt . Und weil andere Leute
meinen , das schließe sich aus , schimpft er auf alle , die
iüm das nicht glauben wollen . Lassen wir ihn seinen
„ Courier " davon voll schreiben . Die Zeit wird kommen ,
wo auch seinen Leuten die Augen aufgehen und wo
sie klar sehen , weß Geistes manche Arbeiterführer sind .

Aus dem Bauarbeitcrnerbaud . Am Sonntag , den
24 . Februar , fand in Berlin dte vierte Versammlung
der Bauarbeiter statt , die sich mit der Polittk der Gr -
werkschaftsführer beschäftigte .

Außer den bereits angenommenen Anträgen , in
denen den Gewerkschaftsführern die schärfste Mißbilli -
gung wegen ihrer betriebenen betanntcu Polittk kund -
getan worden ist . wurden mehrere Anträge gestellt , in
denen die Rechte der Mitglieder ihrem Vorstände und
Beamten gegenüber gesich - rt iverden sollten . Silber -
fchmtdt , Mitglied der Generalkommission und Mit -
glied des Hauptvorstandcs des Deutschen Bauarbeiter -
Verbandes , hatte es ausgezeichnet verstanden , durch
eine Dauerrede die Absiiarvnlng und somit auch die
Annahme dieser demBorstaude nickt genehmen Anträge
zu verhindern . Diese Absicht wurde auch von der ge -
samten anwesenden Kolsegenschaft ( mit Ausnahme
einiger setner treuen Schildknappen ) erkannt , und er
wurde aufgefordert , seine Ausführungen zu beende »! ,
da umn nicht mehr willens sei , ihn noch länger anzu -
hören . Die Versammelten drangen auch darauf , da es
die letzte Versammlung vor dem Stattfinden des Ver -
bandstages sei , die oben erwähnten Aniräae zur Ab -
stimmung zu bringen , um sie somit vor das Forum deS
Verbands tages zu bringen . Der Vorsitzende und
Letter der Versammlung . Hanke , eilt - dem Mitgliede
des Hauptvorstandes , Stlberschinidt , zu Hilfe und
schloß , gegen den stürmischen Protest der Mitglieder dte
Versammlung . Durch Anwendung der brutalsten Ver¬
gewaltigung der Mitglieder , verübt von ihren eigene «
Angestellten , war eS ihnen gelungen , die Annahme
dieser Anträge zu verhindern . Dort , wo überall dte
Mitglieder auch ihre Rechte den Borständen und ihren
Beamten gegenüber wahrnehmen wollen , scheuen diese
Dnrchhaktepoltttker vor keiner Gewalttat zurück .

I » der Aachzeit « » « für Schneider hatte tm Bor¬
stand sich gegen eine von der Berliner Generalver -
sammlung der Schneider beschlossenen , gegen dte
Politik deS Vorstandes gerichteten Resolxtlon gewen¬
det . Darauf antwortete ein älteres Mitglied der Ber -
liner Filiale . Die Redaktton nahm die Antwort nur
teilweise auf . was eine Erklärung oes Verfassers zur
Folge hatte des Inhalts , daß die veröffentlichte Gr -
klärung in Sinn und Wortlaut durch doö Weglassen
ganzer Sätze entstellt ist und daß er deshalb die ver -
ösfentltchte Erklärung als die von ihm mit Unter -
schrtft eingesandte Berichtiauna nicht auerkemren könne .
Darauf antwortet die Redaktion des Fachvlatte » , daß
sie sich das Recht rwrbehaite , Aenderungen und
Streichungen an eingesandten Zuschriften vorzunehmen .
Sie habe nur solche vorgenommen , die zu neuen Er -
klärungen herausgefordert haben würdem Der Rich¬
tungsstreit im politischen Lager der Arberterbewegung
gehöre in die politischen Organisationen und müsse
dort ausgetragen werden .

Dte Redaktion macht sich ihre Arbeit recht leicht . Die
in Berlin beschlossene Resolution ging von rein gewerf -
schaftlichen Grundsätzen aus und wurde auch nur so be «
gründet . Die der Redaktion etxgesandte Erklärung
konnte von ihr nicht ohne Zustimmiiug des Einsenders
geändert werden , da sie »ntt Unterschrift versehen war .
Das hat mit ihrem sonstigen Recht , Aenderungen oder
Streichungen nach bestem Gewissen vorzunehmen ,
nichts zu tun . Dte Redaktion des Fachblatteö der
Schneider hat damit eine ihr nicht genehme Meinung
von Mitgliedern einfach zu unterdrücken versucht . Aus
die Dauer werden die Mitglieder sich das nicht bieten
lassen .

Ein Reiufall des „ Borwärtö " . Di « „ Leipziger
Volkszeitung " schreibt : „ Der „ Vorwärts " leistet sich
de » schlechten Witz , der . Ocffentlichkeit die Kunde voi »
einem angeblichen Mitglixberverluft der Leipziger Ge -
werkschaften zu unterbreiten . Er teilt einige Zahlen
aus der Statistik des Leipziger Gewerkschaftskartells
mit und ruft schaudernd aus , daß in Leipzig die Ge -
werkschatteu stebentauseud Mitglieder im Jahre 1917
verloren hätten . Natürlich steht eS für den „ Vor¬
wärts " fest , daß daran die bösen Unabhängigen schuld
sind , die tagaus taget « nichts zu tun gewußt hätte » , als

gegen die Gewerkschaftsführer zu Hetzen . Der „ Bor -
rvärts " hat ganz übersehen , daß die Statistik des
Kartells vom 31. Dezember 1917 über die auSgeschiede -
neu Gc » verksckafteu keine Angaben enthält , und daß
allein aus diesem Grunde die Zahl der GewcrkschaftS -
Mitglieder niedriger als im Vorjahre ist In Wirk -

lichkeit haben auch in Leipzig die Gewerkschaften eine
Mitgliederzunahme zu verzeichne »», denn die ausge -
tretenen Gewerkschaften haben miud - stens 11000 Mit -

glicder , so daß zusammen mit den 25900 Mitgliedern ,
die das Kartell angibt , 30 000 Mitglieder in Leipzig sind .
was ein Mehr von 1090 gegenüber dem Vorjahre ist .
Der „ Vorwärts " ist also gründlich hineingefallen
oder auch hineiirgclegt worden . Ob er in Zukunft bei

seiner »vüsten Hetze gegen die Unabhängige Sozial -
demolratie etwas vorsichtiger sein wird ? "



für untere Jugend .
Eine geschichtliche Erinnerung .

Im Jahre 1789 erhob die groge französische Re -

volution ihr Haupt , die schwerste politische Krise ,
die bis zum Jahre 1917 das Leben der europäi -
schen Völker aufgewühlt hat und die heute in der

großen russischen Revolution ihres gleichen findet ,
an sozialer Bedeutung sogar von dieser übertroffen
wird . Auf die ökonomischen Verhältnisse , die die

große Umwälzung in Frankreich herbeiführten ,
näher einzugehen , ist hier nicht Raum genug . Ve -

kannt ist , daß das absolute Königtum im Verein

mit einem übermütigen Adel und einer satten
Geistlichkeit alle anderen Klasien des französischen
Volkes ausbeuteten , daß Bürger , Handwerker , Pro -
letarier und Bauern gleicherweise vom Absolutio -
mus und den herrschenden Kasten bevormundet ,

eingeengt und ausgepreßt wurden , daß die gewalt -
fame Revolution durch eine geistige Revolution

der bürgerlichen Intelligenz , Dichter , Philosophen
usw . vorbereitet wurde . Es sei hier nur an die Na -

men eines Voltaire , Rousieau usw . erinnert . In
der französischen Revolution war das städtische und

ländliche Proletariat wohl die energischste Kampf -

truppe gegen die Unterdrücker , die geistige Führung
aber hatte das Bürgertum , das schließlich aus

Angst vor den proletarischen Drängern die Gewalt

an den korsischen Napoleon abtrat , der durch die

Revolution aus dem Nichts emporgestiegen war .

Das Proletariat aber war politisch zu unreif und

zu wenig als Klasie geschult , um für sich die Früchte
der Revolution zu ernten , und das um so weniger ,
als die Bauern , denen die Revolution einen zwar

kleinen , aber gesicherten Landbesitz beschert hatte ,
dadurch alle revolutionäre Energie verloren .

In nicht geringem Maße wurde die revolutio -

näre ' Stimmung in Frankreich auch durch den lan -

gen Krieg erzeugt , den das französische Königtum
mit England um die Weltherrschaft führte und der

. zur See , in Amerika , in Indien usw . ausgekämpft
wurde . Die französischen Könige führten ihren
Kampf gegen England als Vernichtungskrieg , in

der Absicht , den Kampf so lange fortzusetzen , bis

England erschöpft am Boden liege . Damit aber

arbeiteten sie am Ruin des eigenen Landes und

am Untergange ihrer eigenen Macht . Das fran -
zösische Königtum führte jene Kriege nicht im In -
teresie des Wohlstandes seiner Untertanen , sondern
für seine eigenen dynastischen Jnteresien . Die

Nachteile des Krieges empfanden Industrie und

Ackerbau . Nur die steuerfreien adligen Großgrund -
besitzer hatten als Getreidelieferanten und Offi -
ziere ein Interesse am Kriege . Der Krieg hatte
für die erwerbstätige Bevölkerung nur schwere
Lasten und eine Verminderung der Steuerkraft ,
für viele sogar völlige Verelendung zur Folge . Die

unersättlichen Bedürfnisse des Absolutismus zwan -

gen den Staat aber zu einem immer härteren An -

ziehen der Steuerschraube . Die ungeheure Gäh -
rung im französischen Volke machte sich im Sommer

des Jahres 1783 gewaltsam Luft . Die Erhebung
richtete sich aber zunächst noch nicht gegen die Per -
son des damaligen Königs , Ludwig XVI .

Zunächst ist es das Bürgertum , der „ dritte
Stand " , in dessen Reihen auch noch das unent -

wickelte Proletariat steht , das den ersten Vorstoß
macht . Eine Nationalversammlung tritt zusam -
men , die Frankreich eine neue Verfassung geben
soll . Das Königtum sucht gegen dieses Volksparla -
ment mit den Bajonetten vorzugehen . Da treten

die Pariser Arbeiter auf den Plan und stürmen
Schulter an Schulter mit dem revolutionären Bür -

gertum am 14 . Juli 1789 die verhaßte Zwingburg ,
die Vastille . Das absolute Königtum wird darauf
in eine konstitutionelle Pkonarchie umgewandelt .
König Ludwig XVI . weigert sich, die Beschlüsse
anzuerkennen . Das Volk führt ihn und die könig -
liche Familie gewaltsam von Versailles nach Pa -
ris . Am 14 . Juli 1790 leistet der König den Eid

auf die Verfassung , aber mit dem Vorsatze , ihn so-
bald wie möglich zu brechen . Die Intrigen des

Hofes und des Adels gegen die Neuordnung der

Dinge nehmen größeren Umfang an . Das reak -

tionäre Ausland nimmt Partei für den französi -
schen Absolutismus , der Verleumdungsfeldzug
gegen die Revolution setzt ein . Der König will

den offenen Kampf gegen die Nationalversamm -
lung aufnehmen , seine Generäle sollen den Kamps
führen , er selbst will sich und seine Familie durch
die Flucht aus Paris in Sicherheit bringen . Aber

er wird abgefaßt , nach Paris zurückgebracht , vor -

läukig itiiuft älnks enthoben , dann aber dank

allerlei Machenschaften wieder eingesetzt , obwohl
feststeht , daß er die bestehende Verfassung Vernich -
ten und die alte Reaktion wieder einführen will .

Am 14 . September 1791 beschwört Ludwig XVI .

abermals die Verfassung . Das besitzende Bürger -
tum jubelt , aber das arbeitende Volk ist über diese
Verfassungskomödien tief erbittert .

Inzwischen haben die gekrönten Kollegen Lud -

wigs XVI . , der Kaiser von Oesterreich und der

König Friedrich Wilhelm II . erkannt , welche Ee -

fahr die französische Revolution auch für ihre dy -

nastischen Interessen bedeute . Auf geheimes Ve -

treiben Ludwigs erließen beide von Pillnitz aus

eine Erklärung : Sämtliche Monarchen Europas

seien durch die Vorgänge in Frankreich in ihren

Interessen berührt , deshalb müßten sie sich sämt -

lich verbinden , um Frankreich eine „ angemessene "
Regierung zu geben . Die Kreaturen des europäi -

schen Absolutismus richteten ihre Giftpfeile gegen
die „ Patrioten " Frankreichs , denn so wurden da -

mals die revolutionären Elemente genannt .
Schließlich veranlasste der französische Landes -

vater seine deutschen Kollegen zu einem gewalt -
samen Vorgehen gegen sein Volk . Der preußische
König rückte im Jahre 1792 mit preußischen und

österreichischen Truppen über die französische
Grenze , um „ die Anarchie und den Schwindelgeist "
zu ersticken und die „monarchistische Autorität "

wieder herzustellen .
Das preußisch - österreichische Heer , das Frank -

reich von der „ patriotischen Bande " säubern und

die „ Ordnung " wieder aufrichten sollte , wurde von �
dem Herzog Karl von Braunschweig geführt , der

am 25 . Juli 1792 ein selbstbewußtes Manifest an

das französische Volk richtete . Darin heißt es :

. Endlich soll sich die Stadl Paris mit allen Ein -
wohnern , ohne Unterschied , sogleich und ohne Zögern dem

König unterwerfen , ihn in volle Freiheit setzen und dadurch
ihm und der ganzen königlichen Familie die Achtung und

Ehrfurcht , welche durch Natur - und Völkerrecht den Unter -
tanen gegen ihre Lande ? herren zur Pflicht gemacht wird ,
beweisen . . . Ihre Majestäten erklären auch bei ihrem
kaiserlichen und königlichen Wort : Wenn das Tuilerien -
schloß noch einmal gestürmt oder der geringsten Gewalttat

ausgesetzt , oder wenn dem Könige , der Königin oder einem
anderen Mitglied ? der königlichen Familie die mindeste
Beleidigung zugefügt werden sollte . . . so wollen s�hre
Majestäten zum ewigen Andenken dafür eine exemvlarische
Strafe verhängen , die Stadt Paris einem militärischen
Strafgericht und gänzlicher Zerstörung preisgeben , die

widerspenstigen , solcher Freveltat schuldigen Einwohner
der furchtbarsten Rache ausliefern . "

Als dies Manifest Anfang August in Paris
bekannt wurde , krochen die revolutionären Fran -
zosen nicht vor den österreichischen und preußischen
Söldnerscharen ins Mauseloch , sondern gaben eine

revolutionäre Antwort darauf . Sie stürmten am

10 . August die Tuilerien , setzten Ludwig XVI .

und seine Familie als Hochverräter fest : der Kampf
gegen die Heere der europäischen Reaktion wurde

aufgenommen . Am 21 . Januar 1793 endete Lud -

wig XVI . als Hochverräter auf dem Schaffst , das

gleiche Schicksal ereilte einige Zeit später die Köm -

gin Marie Antionette . Beide waren die Opfer
ihrer eigenen Intrigen mit dem reaktionären

Auslande .

Jetzt ging neuerlich die Heye aller „ Gutgesinn -
ten " gegen die französischen Revolutionäre , die

„ Jakobiner und Sanskulotten " erst recht los . Ver -

gleicht man aber die reaktionären Preßerzeugnisse
von damals mit den heutigen Zeitungsberichten
über das revolutionäre Rußland , so findet
man , daß nichts mehr von der Parteien
Haß und Gunst entstellt wird , als gerade
Revolutionen , vor allem aber solche ,
in denen die sozialen Gegensätze hart aufein -
ander prallen . In Wahrheit trifft auf sie das Ur -

teil Karl Kautskys zu , der sagt : „ Eine Kata -

strophe , wie die Revolution , steigert die Leiden -

schaften der Beteiligten auis äußerste ; in jeder der

beteiligten Parteien finden wir Beispiele der lie -

benswürdigsten und großartigsten Tugenden , eines

Heroismus und vner Selbstlosigkeit ohne gleichen ,
aber auch Beispiele furchtbarer Gemeinheit , Grau -

samkeit , Charakterlosigkeit und Habsucht . Es ist
ein sehr billiges Vergnügen , die sympathischen
Züge der einen Seite rühmend hervorzuheben und
die abstoßenden der andern den Gegnern an den

Kopf zu werfen . "
Die Blätter , die heute unsere jungen Leser in

die Hand bekommen , sind fast durchweg leiden -

schaftliche Gegner der russischen Revolution , ihre
Berichte über die Vorgänge in Rußland müssen da -

her mit kritischer Vorsicht genossen werden .

Die Dflicht der Jugend .
Aus Hamburg wird unS geschrieben :

Die Zahl der Jugendlichen , die ins Erwerbsleben
gedrängt find , beläuft sich auf mehrere Millionen ,

Jährlich , und das besonders im Kriege , wächst dieses

gewaltige Heer jugendlicher Arbeitskräfte an , und in

immer größerem Maße wird die Aufrechterhaltung des

Wirtschaftslebens abhängig von der Zahl und der Be -

schafsenheit dieses jungen Arbeitsmaterials . Ja , die

Fortsetzung des Krieges ist letzten Endes nur möglich

gemacht durch die ständig steigende Hineinziehung de »

Jugendlichen in den Arbeitsprozeß .

Daß nach einer so gewaltigen Anspannung jugend -
licher Arbeitskraft auch die Ausbeutung und Entrech -

tung der Jugendlichen Fortschritte macht , ist eine un -

ausbleibliche Folge ! �r heutigen Verhältnisse . Denn
dem Arbeitgeber , Meister oder Lehrherrn kommt es

vor allen Dingen daraus an , mit so geringen Unkosten
wie nur irgend möglich zu arbeiten . Deshalb denkt

er wohlweislich nicht daran , den Lohn des mehr als

je zuvor arbeitenden Jugendlichen zu - erhöhen . Tätig -
ketten , die früher nur von dem erwachsenen Arbeiter

ausgeführt wurden und demgemäß auch entlohnt sind ,
müßten nun , da der Jugendliche sie verrichtet , doch
ebensogut bezahlt werden . Der Arbeitgeber denkt
anders : einmal versucht er alle erhöhten Ansprüche
mit der rücksichtslosen Phrase von den „ schlechten

Kriegsverhältniss�n " abzutun , und zweitens kann er ,
oder bester gesagt , will er nicht einsehen , daß erhöhte
Arbeitsleistung auch erhöhte Lohnleistung , selbst bei

Jugendlichen , bedingt . Wenn der Arbeitgeber aber
den Jugendlichen wirklich angemessene Löhne gibt , so

glauben die Behörden an eine übermäßige Bezahlung
und bringen schnell den Sparzwang in Anwendung ,
ein Unternehmen , das von jedem , der in das Kriegs -
leben der Arbeiterfamilien geblickt hat . als unzweck -
mäßig bezeichnet wird . Und nicht nur bis hierhin
wird die arbeitende Jugend vergewaltigt . Die Schutz -
bestimmungen für jugendliche Arbeiter sind ein Opfer
des Krieges geworden und es steht dem Arbeitgeber
frei , den Lehrling des Nachts arbeiten zu lassen , ihn
an gefährlichen Maschinen zu beschästigen . So haben
sich die Verhältniste der Ausbeutung des jugendlichen
Arbeiters auf das äußerste zugespitzt .

Aber das sehen alle Jugendlichen mit offenen
Augen und müsten es obendrein noch am eigenen
Körper in aller Härte spüren . Es ist etwas Seltsames
um die Arbeiterklasse : sie sieht und erkennt , wie sie
ausgebeutet wird — und ach . sie stöhnt nur und glaubt ,
daß das Bestehende nicht zu ändern sei . Das ist der Wahn ,
in dem ein Teil der Arbeiter taumelt , in dem sie sich
befinden müsten , weil sie die Zustände der heutigen
Zeit nicht in ihrem innersten Wesen begriffen haben .
Sie sehen nur das Oberflächliche , das rein Aeußere ,
ohne sich über das Entstehen und Werden der Dinge
Klarheit schaffen zu wollen . Will ich aber einen

Feind bekämpfen , ihn besiegen , dann muß ich mich mit

seiner Eigenart , seinem Wesen bis ins Kleinste hinein
vertraut machen , um zu sehen , wo der wunde Punkt
liegt , an dem ich ihm den Todesstreich versetzen kann .

Es wäre schlimm , wenn es nichts anderes gäbe ,
als zu stöhnen und zu klagen . Ja , es gibt doch ein
Mittel . Das ist der bewußte Wille der Masse , die

Bahnen der Besserung zu beschreiten . Die Klagen der

Menschheit müssen zu wohl begründeten Anklagen
werden gegen die Kaste der Besitzenden , gegen das
Häuflein Kapitalisten .

Statt daß man sich in nutzlosen Teuszereien ergeht ,
soll man in das Wesen der gcgenwärttgcn Gesellschafts -
zustände eindringen , soll man suchen , wie sie ent «
standen sind . Will man sich über die Gegenwart im klaren
sein und in die Zukunft schauen , muß man sich mit der
Vergangenheit vertraut machen , muß man lernen ,
Schlußsolgerungen vom Vergangenen auf Gegenwär -
tiges zum Zukünftigen zu ziehenl Das sollten sich die -

jenigen Leute merken , die zwar spüren , daß sie Sklaven
der Arbeit sind und daß es ihnen besser gehen könnte ,
die aber trotzdem nicht den Weg des Kampfes be -
schreiten .

Das aber ist gerade die Pflicht der Jugend . Sie ,
die im Kriege aufs schwerste geschädigt ist , soll ihren
Geist llärcu und ihn auf die zielbewußte Arbeit für
das Proletariat einrichten . Sie soll an allen Orten ,
wo sie eine Jugendorganisation ihr eigen nennt , die
Quelle der ihr gebührenden Aufklärung aufsuchen und
sich in die Geistesrichtung dcS Sozialismus cinlebem

Denn nur eine aufgeklärte , eine denkende Klasse
von Arbeitern wird den Kampf gegen den Todfeind
aufnehmen und ihn beenden können , und den Grund -
stein zu solcher Erkenntnis sollen die Jugendlichen
in ihre Brust hineinpflanzen . Sie dienen dann der
Menschheit , sie brechen der Freiheit eine Gasse .

H. H.

Jugendweihe in Neukölln .

Die Jugendweihe in Neukölln findet am

24 . März statt . Meldungen sind im Büro , Neckar «

straße 3. zu machen . Zur Teilnahme ist jeder be «

rechtigt ohne Rücksicht auf Parteizugehörigkeit . Es

wird gebeten , die Meldungen baldigst zu erstatten .

Redaktionsschluß : Jede « Dienst « « Abend .

Verantw . Redakteur : C. Leid ; Verleger A. Hoffmam » ;

beide Berlin O. 27 , Schicklerstraße 8. j

Druck : Maurer k Dinontck . Berti «, 8 ipaucixr « » . &« • * • .


	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite

